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welche die Völker vereinen, die Kirche, welche ſie auseinanderreiße. 


vorjährige Anwendun 
ma 


* RRR 7 K en . 


Breslau 


Viertelſährlger Abonnenientäprei? in Breslau 2 Thlr., außerhalb inch, 
Inſertionsgebühr für den Raum einer 


Porto 2 Thlr. 11 Sgr. In 
füuftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 108. Mittag⸗ Ausgabe. 


et 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
London, 4. März. Die „New⸗Nork World“ ſpricht die Anſicht 
aus, daß Seward unrecht gethan habe, die freundſchaftlichen Vor⸗ 
ſchläge Louis Napoleons zu verwerfen. Eine Expedition der Unioniſten 
hat New⸗ Orleans verlaſſen. 
aris, 4. März. Laut einer Nachricht des heutigen „Moniteur“ 
aus Madrid vom 3. hat Miraflores die Präſtdentſchaft, der Marquis 
de la Habana das Portefeuille des Krieges, Sierra die Finanzen, 
Vaamonde das Innere übernommen. Das Kabinet wird ſich noch 
vervollſtändigen. 


Preuſen. 


Candtags⸗ Verhandlungen. 

21. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (4. März). 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
miar v. Mühler, Graf v. Eulenburg und mehrere Regierungs⸗Com⸗ 
niſſarien. 

Vor der Tagesordnung rügt Abg. v. Gottberg eine dem ſtenogr. Be⸗ 
richt beigefügte Bemerkung des Abg. Dr. Virchow, worin derſelbe erklärt, 
daß er in der Polenfrage, wenn er bei der Abſtimmung zugegen geweſen 
wäre, gegen das Amendement von Bonin und für das Amend. v. Bockum⸗ 
mans ne haben würde. Der Abgeordnete hält eine ſolche Erllärung 

r unzuläſſig. ! ; 

Der Präſident erklärt, daß in Zukunft genau nach den Beſtimmungen 
der Geſchäftsordnung werde verfahren werden. 

Abg. Sybel und Genoſſen bringen den Antrag ein, unter Ablehnung 
der Militärnovelle die Regierung zu geſetzlicher Regelung des Heerweſens 
nach folgenden Grundſätzen aufzufordern: 1) jährliche Aushebung von 80,000 
Mann, davon 60,000 Mann für die Infanterie, 20,000 für die Specialwaf⸗ 
fen; 2) nach den Grundſätzen von 1814 iſt auf die Unterſcheidung von Linien⸗ 
(Cadres) Soldaten und Reſervereeruten wieder zurück zu kommen: 3) Prä⸗ 
ſenzzeit bei der Infanterie für ein Drittel der Mannſchaft 27½ Jahre, für 
fen Drittel 6 Monate; dann Entlaſſung zur Reſerve; bei den Specialwaf⸗ 
en iſt die Präſenzzeit 2% Jahre für alle; 4) das Exerciren der Rekruten 
wird vom Regimenksdienſt getrennt und in beſonderen Inſtructions⸗Abthei⸗ 
lungen vollzogen; bei der Infanterie erfolgt das Exereiren der Rekruten 
während je drei Monaten bei den Landwehr⸗Bataillonen, deren Friedens⸗ 
ſtämme durch ausgebildete Soldaten verſtärkt und wechſelnd erneuert wer⸗ 
den; 5) die ſo bewirkten Erſparniſſe werden verwendet für beſſere Verpfle⸗ 
gung der Truppen, Erhöhung des Soldes der W Einſtellung von 
Capitulanten, Bildung ſtehender Läger; 6) unter dieſen Vorausetzungen iſt 
die Dienſtzeit vier Jahre, die Landwehr erſten Aufgebots drei Jahre, die 
zweiten Aufgebots vier Jahre. — Der Antrag iſt von 15 Mitgliedern un⸗ 
terjtügt; er wird der Militär⸗Commiſſion üherwieſen. 

Das Haus tritt hierauf in die Tages⸗Oudnung ein. Der eiſte Segen. 
ſtand derſelben iſt die Fortſetzung der Debatte über den Antrag der Budget⸗ 
Commiſſion, den confeſſionellen Charakter der höheren Lehranſtalten zu be⸗ 
ſeitigen. Das Wort erhält zunächſt: . 
Abg., v. Sybel: Ihm ſei der Abg. Reichenſperger ſtets als ein ſehr 
großer Dialectiter erſchienen; er erinnere an feine Ausführungen über Arti⸗ 
kel 99 der Verfaſſung. Geſtern habe er mit einer anderen rhetoriſchen Figur 
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die fie bis d gehabt, gewahrt werden en de denſelben ihr Eigen⸗ 


Unſere Schulen ſtehen nun aber nicht im Beſitz der Kirchen, ſie haben 
ferner nicht kirchliche Zwecke, wie der Art, 15 verlangt. Denn zwiſchen 
Eintheilung des Religionsunterrichts als einen unter vielen Unterrichts⸗ 
gegenſtänden und ausſchließlich kirchlichen Zwecken ſei ein großer Unterſchied. 
Wolle man z. B. das königl. Cadettencorps unter die Aufſicht des Ober⸗ 
Kirchentaths oder einer biſchöflichen Oberbehörde ſtellen? Es ſei aber auch 
ferner der Grundſaß beranzuziehen, daß ein Geſetz jo lange gelte, bis es 
aufgehoben ſei. Die Verf. habe den Grundſatz des preuß. Landrechts nicht 
aufgehoben, daß die Schulen Staatsanſtalten ſeien. Nach allen Bedürfniſſen 
unſerer modernen Zuſtände, unſerer modernen Bildung, unſeres modernen 
Lebens gehören die Schulen dem Staat. Gerade, weil man den Art. 20 der 
r Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei“ im 98 habe, ziehe 
man als Leiter der Schule den Staat der Kirche vor. Früher habe der 
Staat die Völker und ihre uam etheilt, früher fei der Staat deshalb 
nicht geeignet geweſen, die Schule zu leiten. Jetzt ſeien es die Staaten, 


Kirche würde die Schule nur als ein Anhängfel der Kirche, die Wiſſenſchaft 
nur als in ihrem Dienſte ſtehend betrachten. Gerade um die Schule ihrem 
Zee zu erhalten, müſſe ſie frei von der Kirche werden. Genau in dem 
rade ſei die intellectuelle Bildung ſtets gewachſen, als fie ji von frem: 
den Einflüſſen frei gemacht. Wer wiſſe, welchen ſchrecklichen Einfluß der 
Sag: „Umkehr der Wiſſenſchaft“ gehabt habe. Es handele ſich um eine 
Frage von großer Wichtigkeit, ob man die Entwickelung unſeres Staates 
geſchichtlich weiter führen oder ob man ſie zurückſchreiten laſſen wolle. (Bravo)! 
Abg. v. Malinkrodt gegen den Commiffions Antrag: Das Verfah⸗ 
ren des Vorredners ſei weder ein hiſtoriſches noch ein juriſtiſch N wie 
berechligtes, wenn er die im Reichsdeputationshauptſchluß ausdrück ich con⸗ 
firmirten Beſtimmungen des weſtfäliſchen Friedens kurzweg für veraltet er⸗ 
kläre. In Betreff der Interpretation des Art. 15 der De beziehe ex 
ſich im Weſentlichen auf die Ausführungen des Abg. für Geldern, denen er 
noch hinzufügen wolle, daß nach dem HN Entwurf der Regierung 
der Satz lautete: „Die evangeliſche und katholiſche Kirche bleibt im Beſiß 
ihrer für den Cultus und den Unterricht beſtimmten Fonds, während die 
entralcommiſſion der National⸗Verſammlung amendirte. „den Religionsge⸗ 
ellſchaften verbleibe auch der für ihre Cultus⸗ und Unterrichtszwecke be⸗ 
Iimmte Fonds.“ Die Differenz leuchte ein. 
Die Art und Weiſe wie die hohe Commiſſion jetzt den Art. 15 der Ver 
ſaſſung gradire und mit den Art. 21 und 24 umſpringe, erinnere an ihre 
i des Art. 20 auf den Collegienzwang, wonach all⸗ 
lich jeder Gyennaſiaſt ſich ſelbſt die Klaſſe ausſuchen könne, in der er 
ſißen wolle. Oh). Weil nichts von all dem, was fie wolle, darin ſtehe, ſo 
> argumentire fie — ſei es verfaſſungsmäßig, daß Alles nach ihrem Sinne 
e. Aehnlich würde etwa folgende Beweisführung lauten: Art. 9 der 
faſſung jagt, „das Eigenthum iſt unverletzlich“, ſtände das nicht darin, 
I me das Eigenthum nicht etwa verletzt werden, ſondern es muß ver 
u werden. (Heiterkeit). Gegen die desfallſige Ausführung des Vorred⸗ 
kein mache er noch darauf aufmerkſam, daß die Schulen nach dem Landrecht 
Schemen ausſchließlich Staatsanſtalten ſeien; daſſelbe kenne auch andere 
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Beet 22 der Verf. ſtelle überdies die Unterrichtsertheilung unter gewiſſen 
die gungen ausdrüclich frei. — Der Zweck des Commiſſſons⸗Antrage! jei, 
tät 1 ran zu beſördern. Dieſer Zweck werde durch Herſtellung der Pari⸗ 
in dieineswegs ee 2 habe N 

eher Richtung Ausführungen gemacht, die nicht mehr chr „die 
den Heueranbetern gemeinſam ſelen; 4 605 von der Nothwendigkeit des 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den fibrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 5. März 1863. 


Gottvertrauens als der alleinigen Richtſchnur für die Ertheilung des Unter⸗ 
richts geſprochen. — Bei der angeſtrebten Betheiligung der confeſſionellen 
Unterſchiede handle es ſich keineswegs um Verſöhnung der Confellionen — 
ein Begriff, mehr veraltet, als der weſtfäliſche Friede —, um Aufhebung 
der Spannung unter den Confeſſionen; ſondern der Unglaube, die Feind⸗ 
ſeligkeit gegen beide Confeſſionen ſei das eigentliche Motiv. — Es ſei auf⸗ 
fallend, daß derſelbe Mann, der vor wenigen Tagen den Hymnus auf den 
Haupt⸗Revolutionsmann, den Grafen Cavour, geſungen, auch für dieſen 
Commiſſions⸗Antrag fo warm eintrete; nicht minder auffallend, daß, je mehr 
die vorgeſchrittenen Parteien die Majorität in dieſem Haufe erlangen, um jo 
öfter man ſich mit Discuſſion kirchlicher Fragen beſchäftigt babe. Er ſchließe 
daraus die Richtigkeit des alten Satzes, daß politiſchen Ideen und Parteien 
im letzten Grunde religidfe Gedanken zu Grunde liegen. Er und feine Freunde 
hätten auch in der That nie geleugnet, daß ihren politliſchen Beſtrebungen 
auch religiöſe Gedanken zu Grunde liegen, während die ſog. liberalen Par⸗ 
teien eine derartige Idee mit großer Entſchiedenheit, ja mit Abſcheu in Ab⸗ 
rede geſtellt hätten. (Obo!) 8 

Um ſo mehr glaube er behaupten zu können, daß die Thatſachen dieſes 
Leugnen widerlegen. Er ſei entfernt davon zu behaupten, daß dies 
alle Mitglieder anwendbar, er müſſe vorher allerdings erſt eine Ausleſe 
halten (Heiterkeit), aber in Betreff des übrig bleibenden Kerns ſei dies 
richtig. Die vorhandene Religibſität verflüchtige ſich allmählich zur Gleich⸗ 
giltigkeit, und dann zur Feindſeligkeit gegen das Religibſe (Widerſpruch). 
Er glaube dies ausführen zu können und wolle zunächſt mit denen, die ihn 
ſo eben dazu aufgefordert, beginnen. Die altliberale Partei vertrete den 
Proteſtantismus in ſeinen Anfängen, ſeiner rationaliſtiſchen Entwickelung 
(Heiterkeit). Je weiter man nach links gehe, um jo mehr nehme der Boden 
des Poſitiven ab; er mache ſich anheiſchig, Stellen in den ſymboliſchen Bü⸗ 
chern und in den Schriften Luthers nachzuweiſen, welche dieſe Parteien nicht 
anerkennen würden. Die logiſche Conſequenz führe zu entſchiedener Feind⸗ 
ſeligkeit gegen das Chriſtenthum. (Unruhe.) Er dürſe doch wohl ſeine per⸗ 
ſönliche Ueberzeugung ausſprechen, daß ſchließlich die Revolution ſich in dem 
Kampf gegen das Chriſtenthum manifeſtire. (Beifall bei den Katholiken.) 

Abg. Techow: Die Conſequenzen, die der Abg. v. Malinckrodt aus den 
Principien feiner Partei gezogen, ſeien falſch, das Motto ſeiner Partei ſei 
vielmehr n aller Parteien, und dies Motto ſei auch 
der Grund des Antrags der Commiſſion. Was die Beſchuldigung beträfe, 
er und ſeine Freunde ſetzten ſich über den Art. 15 der Verfaſſung hinweg, 
ſo verweiſe er nochmals auf den Wortlaut dieſes Artikels. Es würde den 
Gegnern nicht gelingen, zu beweiſen, daß zu den in jenem Artikel bezeichne⸗ 
ten Anſtalten die Staatsgymnaſien gehörten. Am beſten würde dieſe Anſicht 
widerlegt durch die Ausführung des Miniſters Ladenberg: „Die Schulen 
gehören dem Staate“. Der Einwand, daß ſich ja der Antrag der Commiſ⸗ 
Non auch auf Privatſchulen beziehe, würde dadurch widerlegt, daß er ja die 
Schulen ausſchlöſſe, deren beſtimmte Satzungen dem Anträge entgegenſtän⸗ 
den. — Er wundere ſich überhaupt über die großen Dimenfionen, die man 
hier dem Antrage gegeben; derſelbe habe keine Hintergedanken und bezwecke 
nichts weiter, als Feſtigkeit an Stelle des jetzt ſchwankenden Zuſtandes zu 
ſetzen. — Der Abg. Schulz (Borken) habe geſagt, über gemiſchte Lehrercolle⸗ 
gien würden Klagen im Volke entſtehen. Dem widerſprächen ſeine (des Red⸗ 
ners) Erfahrungen. Er habe lange einem gemiſchten Collegium angehört 
und niemals Klagen vernommen. Ihm und feiner Partei ſei das Chriſten⸗ 
thum ſo theuer, wie den Gegnern, er ſähe daſſelbe aber nicht in den confeſ⸗ 
ſionellen Unterſchieden, das Chriſtenthum ſei die Liebe. Dies Weſen des 
Chriſtenthums werde nicht aufgehoben, wenn verſchiedene Confeſſionalitäten 
in der Schule zuſammenleben. Der Abg. Reichenſperger habe für das 
Wort Toleranz die Indifferenz ſubſtituirt. Dieſe würde nicht ae 
denn man wolle den confeſſionellen Religionsunterricht beibehalten. Er 
offe, daß die Zeit kommen werde, wo die wahre chriſtliche Liebe in den 
= 29750 gepflegt werden würde zum Heil und Segen des Vaterlandes. 

ravo! - 

Abg. Reihenjperger (Beckum.) Sowohl der Abg. v. Sybel wie der 
Vorredner hätten für den Antrag geſprochen, jedoch von ganz verſchiedenen 
Geſichtspunkten. Der Erſtere lege auf den Antrag das größte Gewicht, der 
Letztere nehme denſelben ſo leicht hin, und ſo ſcheine auch die Comm. denſel⸗ 
ben aufzufaſſen. Es habe ſich ſchon oft gezeigt, daß zwiſchen ſeiner (des 
Redners) Partei und der Majorität eine gewiſſe Demarkationslinie beſtehe, 
die fie ſchon oft ſchmerzlich gefühlt hätten. Dieſe Demarkationslinie Pe 
in den verfhiedenen Grundanſchauungen beider Parteien. Der Abg. für 
Crefeld habe die wichtigſten Beſtimmungen des Neichsdepulalionshouplſchluſſes 
und alles, was der Abg. für Geldern hervorgehoben, völlig ignorirt. Er hab 
nichts dagegen wenn Zutunftspolitik gemacht werde, aber er meine, man ſollte 
die Zukunftspolitik nicht auf Koſten der Verf. machen; man ſollte, wo es ſich 
um Aufrechthaltung der A handle, ſich nicht ſo leicht über wichtige 
Beſtimmungen derſelben hinwegſetzen. Durch die Ausführungen für den An: 
trag werde Art. 15 der Verfaſſung gründlich alterirt. Er habe ſich als Ric: 
ter daran gewöhnt, verſchiedene Anſichten anzuhören, ja ſogar fie plauſibel zu 
finden, wenn er auch nicht dafür ſtimmen könnte; aber er müſſe offen geſte⸗ 
hen, als Chriſt begreife er die Ausführungen des Abg. v. Sybel nicht; ob 
derſelbe ſie als Hiſtoriker begreife, wiſſe er nicht. Der vorliegende Antrag 
ſei am wenigſten geeignet, die Gleichberechtigung der Confeſſionen herbeizu⸗ 
führen. Der Bericht der Commiſſion ſei ſehr dürftig. Der Abg. Oſterrath 
habe in der Commiſſion beantragt, ſeine von der Majorität abweichende An⸗ 
ſicht in den Bericht aufzunehmen; daſſelbe ſei aber abgelehnt worden (Hört! 
Hört!), Seine und ſeiner Freunde Anſicht ſcheine überhaupt verurtheilt zu 
ſein, todtgeſchwiegen zu werden. 1 

Der Redner geht hierauf zu den bekannten Paritätsbeſchwerden auf der 
Univerſität Bonn über, und entwickelt die nach ſeiner Meinung für die 
Akademie zu Mänſter nothwendigen Verbeſſerungen; es ſeien daſelbſt eine 
enge von Lehrſtühlen unbeſetzt. Er ſchließt mit der Bitte, daß das Haus 
dem Antrage gegenüber ſich wohl bedenken möge. Habe man nur ein Bedenken, 
daß der Antrag mit Artikel 15 der Verfaſſung nicht übereinftimme, io möge 
man den Beſchluß wenigſtens vertagen, denn er würde namentlich unter 
den jetzigen Umſtänden wahrlich ſehr bedenklich fein, es würde dadurch in 
unſerem Verfaſſungsleben eine außerordentlich nachtheilige Wirkung eintre⸗ 
ten. Namentlich aber fordere er das Haus auf, nicht dem Abg. v. Sybel 
auf ſeinem Wege zu folgen. Derſelbe gehe davon aus, daß in dem Staate 
alle Intelligenz verkörpert ſei. Würde man das vielleicht auch der ſetzigen 
Regierung gegenüber nicht unbedingt gelten laſſen wollen (Heiterkeit), jo fei 
doch die logiſche Conſequenz dieſes Sazes immer und überall das Gegen⸗ 
theil der Freiheit. Das möge man . — 

Der Schluß der Discuſſion wird beankragt und abgelehnt. 


Abg. Krauſe (Magdeburg). Er werde für den Comm.⸗Antrag ſtimmen, 
er ſei durch die dagegen vorgebrachten Gründe nicht überzeugt worden. Er 
bedaure, daß die beiden Hauptredner für den Antrag den Punkt des con⸗ 
feffionellen Religionsunterrichts nicht betont hätten, als ob es ſich von nun an 
um einen confeſſionsloſen Religionsunterricht handle. Der Landtag ſei keine 
Kirchenverſammlung, aber wohl berechtigt Über die rechtliche Seite der vorliegen ⸗ 
den Frage zu verhandeln. Selten ſei ihm eine Rede wie die geſtrige des Abg. 
für Geldern vorgekommen, die mit größerem Apparat weniger bezweckt hätte. 
Er habe behaupiet, man ſtehe unmittelbar vor einer eclatanten Verfaſſungs⸗ 
verletzung. Die Beweisführung felbit ſei ſehr ſchwach geweſen. Der Redner 
habe behauptet, Art. 15 der Verfaſſung habe eigentlich bezweckt, den Beſitz⸗ 
ſtand der confeſſionellen Schulen von 1850 zu fixiren. Möglich, daß er und 
ſeine Freunde damals dieſe Abſicht gehabt, der Sinn des Artikels ſei dies 
aber nicht. Die Auslegung des Redners ſei grade ſo richtig, als wenn man 
behaupten wollte, ſämmtliche Beſitzthümer evangeliſcher oder katholiſcher 
Staatsbürger gehörten der evangeliſchen oder katholiſchen Kirche“ Nach die⸗ 
ſer Ausführung würden etwa ſämmtliche Wohlthätigteitsanſtalten Berlins 
unter dem Oberkirchenrath ſtehen. Art. 24 erfordere nur für die Volksſchu⸗ 
len möglichſte Berückſichtigung der confeſſionellen Unterſchiede. Daraus 
We gel. dieſe Berückſichtigung für andere Lehranſtalten nicht nothwen⸗ 

ig ſei. 

Art. 15 wolle und könne nichts anderes beſagen, als diejenigen Anſtal⸗ 
ten, die eine Kirchengemeinde beſitzt, die will ihr der Staat garantiren, 
d. b. er will ſie in dieſem Beſitz anerkennen. Damit ſei allerdings garan⸗ 
tirt, daß der Staat diejenigen Leistungen, die er ihr zu Wohlthäti leite und 
a rg %. gewähre, auch fernerbin_ leisten werde. Aber keineswegs 
garantirt ſeien damit etwa auch die Beſitzthümer, die der Kirche nicht ges 
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hörten. Die Rechtsfrage liege mithin durchaus zu Gunſten des Antrages. 
— Daß von einem confeſſionsloſen Unterricht in dem Antrage nicht die 
Rede ſein könne, verſtehe ſich von ſelbſt, Er kenne natürlich nur eine Re⸗ 
ligion auf poſitivem Boden. Unter confeſſionsloſen Schulen ſei zu verſte⸗ 
ben, daß der Religionsunterricht im Sinne der zu berückſichtigenden Confeſ⸗ 
ſionen ertheilt, der übrige Unterricht aber nicht unter den Zwang irgend 
einer conſeſſionellen Auffaſſung geſtellt werde. Das fei der Sinn des Ans 
trages. — Der Gang der We be ſtrebe dahin, daß alles, was nicht 
unter die Hoheit der Kirche gehöre, ihrer Autorität nicht unterſtellt werde. 
Damit ſtimme allerdings nicht das Vetwaltungsprinzip unſeres Cultusmini⸗ 
ſteriums, das ſich ſeit zehn Jahren anhaltend bemühe, dieſen Gang der Welt⸗ 
eſchichte zurückzuſchrauben. Während jeder andere Menſch ſich freue, wenn 
nftalten des Unterrichts, der Wohlthätigkeit ꝛc. frei ſeien von dem Zwange 
der Confeſſionen, bemühe ſich die Verwaltung, immer mehr und mehr da, 
wo dies der Fall ſei, Rechtstitel zu finden, um den Zwang wieder herzuſtel⸗ 
len. — Der Commiſſions⸗Antrag aber entſpreche jedem Gange der geſchicht⸗ 
lichen Wee Und deshalb werde er mit Freuden für denſelben ſtim⸗ 
men. eifall.) 
Abg. Plaßmann: Er wende ſich an die 135 Kreisrichter des 
um Recht von ihnen zu verlangen. Für einen Juriſten ſei ſeiner 
nach der Vertrag unſinnig (Widerſpruch) oder vielmehr widerſinnig. Ein 
Unterſchied zwiſchen ſolchen Anſtalten, die durch die Satzungen ſpecieller 
Stiftungen confeſſionell ſeien und ſolchen, bei denen das nicht der Fall ſei, 
ſei gar nicht vorhanden. Alle höheren Lehranſtalten ſeien nach dem Land⸗ 
recht Corporationen, Corporationen aber eriftiren nur auf Grund beftimms 
ter Satzungen, beſtimmter Statuten. Freilich ſei es nicht nothwendig, daß 
dieſe Statuten redigirt ſeien. Auch die Anſtalten, die keine redigirten Sta⸗ 
tuten hätten, hätten doch immer Statuten, auf Grund deren ſie als Corpo⸗ 
rationen exiſtiren. — Daß die Gymnaſien und Univerſitäten als ſolche der 
katholiſchen Kirche gehörten, das zu behaupten, ſei Keinem eingefallen. Aber 
wem gehörten denn die Anſtalten, die durch ſpecielle Satzungen confeſſionell 
wären? Doch auch nicht der Kirche, ſondern der causa, dem Zweck, für 
den ſie gegründet ſeien, und dies ſei das juriſtiſche Wort, das im Art. 15 
der Verfaſſung ſtände. Dem Zweck W nach dieſem Artikel alle Lehr⸗ 
Anſtalten. Auf die Entſtehungsgeſchichte des Art. 15 müſſe zurückgegangen 
werden und dieſe ſpreche trotz allen Widerſpruches für die Auffaſſung F 
Freunde. Die Staatsomnipotenz läge nicht in den Conſequenzen der ſonſti⸗ 
gen Anſichten der Freunde des Antrages. Wenn die Schulen Einrichtungen 
des Staats genannt würden, ſo ſolle das nur heißen, daß ſie in ihrem 
letzten Zwecke dem Staate dienten, dabei ſolle aber der Staat den Zweck 
achten, den die Schulen durch ihren urſprünglichen Stifter bekommen hätten. 
Confeſſionell könne übrigens jeder Unterricht gegeben werden, der Schreib⸗ 
Unterricht durch den Inbalt der Vorſchriften, auch die Phyſik. So habe 
einmal ein Lehrer bei Erklärung einer Elektriſirmaſchine geſagt: „Seht mal, 
der Moſes war ein ſchlauer Kerl, der kannte ſchon die Eleckricität und hat 
den Juden vorgeredet, es wäre Feuer aus dem Dornbuſch gekommen.“ 
(Große Heiterkeit.) Die Annahme des Antrages wäre auch nach ſeiner 
Anſicht eine Verletzung der Verfaſſung. 


Abg. Dr. Waldeck: Es ſei die Competenz der Budget⸗Commiſſion zur 


Stellung des vorliegenden Antrages beſtritten worden. Mit Unrecht. Denn 
dieſelbe ſei zur Wiederholung des Antrages berechtigt geweſen, weil das 
Haus ihn bereits im vorigen Jahre angenommen, und die von ihr dafür 


gewählte Stelle fei gleichfalls die richtige, weil es ſich hier nur um die Gym⸗ 


naſien und Realſchulen handle. Der Ausführung des Abgeordneten für Gel⸗ 
dern halte er für nöthig entgegenzutreten, weil, wenn deſſen Rechtsausfüb⸗ 
rung begründet wäre, das Haus dem Antrage nicht zuſtimmen könnte. Der 

enannte Abgeordnete lege den Schwerpunkt auf Art. 15 der Verfaſſun 

er habe mit der Frage nichts zu thun, ob an einem Gymnaſium katholi⸗ 
ſche oder evangeliſche Lehrer . werden, ob die Staats⸗Gymnaſien 
einen confeſſionellen Charakter haben ſollen. Der confeſſionelle Charakter, 
der unſeren Gymnaſien beigelegt werde, ſei ein Mißbrauch. Die Partei, die 
ihm gegenüberſitze (die Katholiken), mache zu ſeinem großen Bedauern die 
religiöſe Confeſſion zum Schiboleth einer politiſchen Partei (Unruhe, Wider⸗ 
ſpruch von den Katholiken). Allerdings ſei das der Fall! Wie komme es 
ſonſt, daß man von den Rednern dieſer Partei Anſichten vertheidigen höre, 
die wenigſtens im entſchiedenen Widerſpruch mit ihren Wählern ſtehen (Wi⸗ 
derſpruch, Unterbrechung; der Präſident macht den Redner darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß dieſe Bemerkung nicht zur Sache gehöre). Das Syſtem unſerer 
Verfaſſung — er habe ein Recht, dies zu ſagen, denn er ſei bei deren Enk⸗ 
ſtebung mit betheiligt geweſen — wie daſſelbe damals angenommen worden, 
beruhe auf der geſchichllichen Entwickelung von Jahrhunderten und berück⸗ 
ſichtige gleichzeitig das Intereſſe aller Confeſſionen und Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten. Es beruhe darauf, daß die Kirche nicht unter dem Staat ſtehe. Wenn 
man das Princip, die Eroberung von Jahrhunderten, anerkenne, wie in aller 
Welt könne man die Schulen unter die Kirche bringen wollen? Er (Red⸗ 
ner) habe ſich damals, mit Aufgeben aller Popularität in ſeinen Wahlkrei⸗ 
ſen, nicht geſcheut, dafür zu reden und zu ſtimmen, daß die Schule von der 
Kirche zu krennen ſei (Bravo). Denn die Schule gehöre nicht unter die 
Bi dieſer Zuſtand ſei mit der gegenwärtigen Ordnung der Welt unver⸗ 
einbar. 

Am Ende einer nach dieſer Richtung geleiteten Entwickelung würde 
unzweifelhaft die gegenſeitige Unterdrückung der Religionsgeſellſchaften ſtehen 
(Beifall). Man habe hier von der Beſtimmung der Verfaſſung in Betreff 
der Volksſchulen geſprochen, es handle ſich aber um die Gymnaſien und 
Realſchulen. Es ſei auch davon die Rede geweſen, daß die 2 Gym⸗ 
naſien für evangeliſch oder katholiſch erklärt werden müßten. Was habe das 

Sinn? Etwa, . katboliſche Schüler auf evangeliſchen Gymna⸗ 
ſien nicht zugelaſſen werden ſollen und umgekehrt? Eine ſolche Einrichtung 
würde mit der Verfaſſung in Widerſpruch ftehen. Wie in aller Welt könne 
die in der Minderheit befindliche Confeſſion einen ſolchen Antrag verantwor⸗ 
ten? Seien die katholiſchen Gymnaſien etwa in der Mehrheit? Wenn ein 
derartiger Antrag durchgeſetzt werde, ſo würde die Folge ſein, daß man an 
evangeliſchen Gymnaſien keinen katholiſchen Lehrer mehr anſtellen, daß der 
Confeſſionsgeiſt auch in den jugendlichen Gemüthern angefacht werde. Gebe 
es dagegen keine confeſſionellen Gymnaſien, jo ſage der Staat der die Ober⸗ 
aufſicht führt: Ihr ſollt den Glauben reſpectiren (lebhafter Beifall), wer 
der im ſpeziell katholiſchen noch im ſpeziell evangeliſchen Sinne lehren. Ge⸗ 
rade auf evangeliſchen Gymnaſien ſeien, wie er biermit öffentlich ſignaliſiren 
wolle, Verletzungen dieſes Grundgeſetzes vorgekommen, Mißbräuche auf 


für einen 


evangeliſchen Gymnaſien, die nicht minder Mißbräuche auf tatpolijcen Gym: . 


nafien fein würden. Der Commiſſionsantrag verlange nur, daß kein nter⸗ 
ſchied nach Confeſſionen beim Unterrichte ftattfinde. Es gebe eigentlich nur 
eine Disciplin, in der ein ſolcher Unterſchied hervortreten könne, die Ge⸗ 
ſchichte, insbeſondere die Geſchichte der Reformation, die Weltgeschichte des 
Profeſſors Welter in Münfter, eines Katholiken, einerſeits und die Refor⸗ 
mationsgeſchichte von Karl Adolph Menzel, eines Proteſtanten, andererſeits. 
Aber daß die Behandlung derſelben ohne ſpezifiſch confeſſionene Färbung 
5 2 möglich ſei. Die paritätiſche Schule ſei das einzig Richtige und 

gliche. \ 

Es ſei geſagt worden, der Commiſſionsantrag werde keinen Erfolg haben. 
Er wiſſe wohl, daß Alles, was das Haus bier ihue, für Verfaſſungs⸗, Ge: 
meindeleben ꝛc. für jetzt keinen Erfolg haben werde, daß dieſes Miniſterium 
auch in der vorliegenden Frage in den Fußtapfen ſeiner Vorgänger wandeln 
werde; da aber der Antrag bereits im vor. Jahre angenommen, fo ſei es 
Pflicht des Hauſes, bei der jetzigen Gelegenheit ‚wieder darauf zurückzukommen. 
— Art. 15 der Verſaſſung fer jo unverfänglich und enthalte jo wenig das, 
was man jetzt darin ſuche, daß er jelbit ſeiner Zeit ganz unbefangen dafür 
geſtimmt habe. Derſelbe ſage nichts weiter, als daß den Kirchengemeinden 
die unbedingte Verwaltung ihres Eigenthums ohne Einmiſchung des Staats 
zuftehen ſolle. Das jei ein ſo enormer Vortheil auch für die katholiſche 
Kirche, wie dieſelbe ſich deſſen in keinem andern Staate wu erfreuen habe. 
Daneben ſei es natürlich Niemanden zweifelhaft geweſen, daß die Kirchge⸗ 
meinden ihr Gigentbum behalten ſollten. — Der von dem Abg. für Geldern 
geſtern angeführte ericht der Nationalverſammlung ſei nicht maßgebend; 
er datire vom 31. Oktober 1848, aus einer Zeit, wo die Verſammlung ſich 
mit eder Dingen zu beſchäftigen hatte, rühre von einer Commiſſton 
aus 7 Mitgliedern her, und nicht die Anſicht derjenigen vier dieſer Männer, 
welche darin die Majorität gebildet, ſei ebend, ſondern die Anſichten 
und Anträge der einzelnen Abtheilungen der Verſammlung. Dieſe ſtimmten 
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dar macht die militäriſchen Gründe geltend, weshalb die Garniſon nicht von 


aber (wie im Einzelnen ausgeführt wird) mit der Auffaſſung der Budget⸗ 
Commiſſion vollkommen überein. Von einer Beziehung des Art. 15 der Verf. 
auf die Staatsgymnaſten und Staatsrealſchulen, um die es ſich hier handle, 
könne danach gar nicht die Rede ſein. £ 2 : 
Es gereiche ja gerade zum weſentlichſten Vortheile der Katholiken, weil 
dieſelben in der 1. wenn dem Miniſterium geſagt geſagt werde, es 
ſolle tüchtige Leute anftellen ohne Unterſchied der Confeſſion. Damit werde 
nicht gegen die Verfaſſung, ſondern ganz der Verfaſſung gemäß gehandelt; 
nur das politiſche Recht, nicht der Glaube ſolle in Betracht kommen, und 
die Kirche nicht das Recht haben, ſich einzumiſchen. — Die Wurzel der Oppo⸗ 
ſition gegen den mieden liege wohl in der allerdings bedeu⸗ 
tenden Vergewaltigung, die den Kat oliken in früherer Zeit widerfahren und 
denſelben noch im Gedächtniß ſei. Dieſelben dachten noch an eine prote 
ſtantiſche Propaganda. Auf dieſen Gedanken habe man aber doch nur kom⸗ 
men können, ſo lange von einem proteſtantiſchen Staat die Rede geweſen. 
(Zuſtimmung.) Wenn auch nur das geringſte Recht der Katholiken verletzt 
werden ſollte, würde er ſich gewiß dagegen ſetzen. Man ſolle ſich aber nicht 
des früheren Unterrichts erinnern, wo man jetzt volle Gerechtigkeit erhalte. 
Der Antrag laſſe die Confeſſionen in dem Zuſammenhange und der Stel: 
lung, die ſie ſeit Jahrhunderten eingenommen. Von einem erheblichen Pro⸗ 
ſelytismus könne jetzt nicht mehr die Rede fein, weil eben die Welt für dieſe 
Differenzen keine Intereſſen mehr habe. Darum ſei es nöͤthig, dahin zu 
ſtreben, daß der Staat die eine Confeſſton nicht vor der anderen begünſtige. 
Werde der Commiſſions⸗Antrag in dieſem Sinne aufgefaßt, ſo werde man 
die katholiſche Sache nicht fördern, wenn man dagegen ſtimme. (Beifall.) 
Abg. Andre ſtellt nun den Antrag: Den Antrag der Budgekcommiſſion 
zur eingehenden Berathung und Berichterſtattung an die Unterrichtscommiſ⸗ 
ſion zu verweiſen.“ Der Antragiteller begründet dieſen Antrag. Derſelbe 
ſteht mit der Finanzfrage in keinem Zuſammenhange, u. die competente Com⸗ 
miſſton ſei eben die Unterrichtscommiſſion. — Abg. v. Bockum ⸗Dolffs 
unterſtützt den Antrag. Er wünſche im Intereſſe der Unparteilichkeit die ein⸗ 
gehendſte Berathung deſſelben. Der Abg. rechtfertigt die Budgetcommiſſion 
gegen den Vorwurf, daß ſie die Erklärung des 2 Oſterrath in den Bericht 
gicht aufgenommen habe. Es würde dann jedem Abg. daſſelbe Necht zuſte⸗ 
hen u. die Commiſſions⸗Berichte ganze Werke werden. — Abg. Rohden 
unterſtützt den André'ſchen Antrag und ſpricht dem Haufe feinen Dank aus, 
daß es ſeinen Freunden Gelegenheit gegeben habe, ſich ſo ausführlich auszu⸗ 
Fade Das Plenum ſei nach allen Seiten hin gerecht verfahren. — Der 
Antrag wird mit großer Majorität angenommen. — Nach einigen perjön: 
lichen Bemerkungen der Abg. v. Sybel, Reichenſperger (Beckum), Wal⸗ 
deck u. des Wentz wird in der Budgetberathung fortgefahren. 
Ein Abgeordneter der rechten Seite wünſcht eine größere Verwendung 
von Mittdln für das Schullehrer⸗Seminar in Bromberg. 2 
Cultusminiſter v. Mühler erwiderte, daß das Bedürfniß, für das Elemen⸗ 
tarſchulweſen in der Provinz, Poſen größere Sorge zu tragen, anerkannt und 
zu dem Zwecke auch bereits außerordentliche Verwendungen ſtattgefunden hät⸗ 
ten. Auch in Bezug auf das Seminar in Bromberg ſei das Bedürfniß an⸗ 
erkannt u. Einleitungen zur Hilfe getroffen. 2 
Der nächſte Antrag der Commiſſion lautet: die Staatsregierung aufzu⸗ 
fordern, für die Ausbildung von Civilturnlehrern an den Univerſitäten und 
Lehrerſeminarien Fürſorge zu tragen, und vom nächſten Jahre ab die Auf⸗ 
nahme von Civileleven in die Militär⸗Central⸗Turnanſtalt aufhören zu laſ⸗ 
fen. — Abg. Schulz (Borken) hat dazu das Amendement geſtellt: ſtatt de. 
Worte: „vom nächſten Jahre ab“, zu ſetzen: „ſobald dies in ausreichender 
Weiſe geſchehen iſt“. Das Amendement wird ausreichend unterſtützt. 
Cultusminiſter v. Mühler: Die Central⸗Turnanſtalt habe in früheren 
1 eine ungünſtige Beurtheilung in dieſem Haufe gefunden. Die 
taatsregierung 15 im Gegentheil günſtige Erfahrungen gemacht und er 
glaube, daß ſie der Anſtalt auch in der sche nicht werde entbehren können. 
Er verzichte darauf, den Gegenſtand im Wege der Diskuſſion noch weiter 
auszudehnen, da er glaube, andere Mittel finden zu können, welche in dieſer 
Beziehung auf die Anſicht des Hauſes einwirken würden. Er habe nur nicht 
ſchweigen wollen, damit es nicht den Anſchein erhalte, als ob ein Engage⸗ 
ment der Regierung in Bezug auf den Antrag ſtattgefunden habe, für das 
er keine Garantie übernehmen könne, 3 a 
Abg. Schulz (Borken) ſtimmt dem Antrage der Commiſſion im Prin⸗ 
zipe bei, will aber keine beſtimmte Präkluſivfriſt ſtellen, und empfiehlt des; 
halb ſein Amendement. 5 
Nach einer kurzen Empfehlung des Commiſſionsantrages von Seiten des 
Referenten wird das Amendement Schulz abgelehnt und der Antrag der 
Commiſſion ohne Debatte erledigt. Dieſelbe lautet: „In der Rede, welche 
der Herr Präſident des Staatsminiſteriums in der Schlußſitzung der ver⸗ 
einigten beiden Häuſer des Landtags am 13. Oktober 1862 verlas, heißt es 
unter Anderem: „Wenn bei dem Geſetzentwurf über das Paßweſen eine 
Uebereinſtimmung der beiden Häuſer des Landtages nicht hat erreicht wer⸗ 
den können, ſo bleibt zu bedauern, daß die damit bezweckte Reform einen 
Aufſchub erleidet. Die Regierung Sr. Maj. wird jedoch im Verwaltungs⸗ 
zwecke zuläſſige, den gegenwärtigen Verhältniſſen des Reiſeverkehrs ent: 
ſprechende Ecleichterungen herbeiführen.“ Ich richte an das königl. Staates 
Frage: ob und welche Erleichterungen in der fraglichen Be: 
ziehung ſeitdem ſtatkgefunden haben? ER 
Der weite Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Interpellation des 


Abg., v. Rönne (Solingen). — Zur Begründung derſelben erhält, nachdem 
der Base des Innern ſich zur ſofortigen Beantwortung bereit erklärt hat, 
das Wort: 


Abg. Rönne (Solingen): Im Widerſpruch mit den Verſprechungen des 
Miniſters des Innern ſei bald nad dem Schluſſe der vorigen Seſſion eine 
alte Polizeiverordnung „Hinckeldey's“ in Berlin wieder aufgefriſcht worden. 
Dieſe enthalte eine Zuſammenſtellung aller alten Vorſchriften über Fremden: 
polizei, namentlich der Beſtimmungen über die Ausweiſung beſchäftigungs⸗ 
loſer Arbeiter. Dieſe Auffriſchung ſei um ſo unerwarteter gekommen, als die 
Beſtimmungen über die Aufenthaltskarten ſchon durch den Grafen Schwerin 
für Berlin aufgehoben worden, Später habe eine Zeitungsnachricht gemeldet, 
daß auch an den weſtlichen Grenzen bei Aachen und Emmerich die Paß⸗ 
Controle verſchärſt ſei. Der Regierungs⸗Commiſſar habe dies in der Budgets 
Commiſſion beſtätigt und als Grund die polniſche e Gene angegeben. 
Was könne die polniſche Inſurrection mit der weſtlichen Grenze zu Abe ha⸗ 
ben? Etwa um von Neuem Polen an Rußland auszuliefern, oder, wie der 

Miniſter des Innern, der das Ausweiſendürfen als Ausweiſenmüſſen 
auffaſſe, ſage: „auszuweiſen.“ In ihm ſei die Ueberzeugung erwacht, daß 
man durch das Paßweſen nur von Neuem das Publikum beläſtigen wolle. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Bei meinem Amtsantritte 
fand ich zum Theil die Erleichterungen vorbereitet. Nachdem ich mich infor⸗ 
mirt halte, habe ich Sr. Majeſtät dem Könige vorgeſtellt, daß das Paßedikt 
vom Jahre 1817 legislatoriſche und reglementariſche Beſtimmungen enthalte. 

Die erſteren können nur im Wege der 4. 8 abgeändert werden, und 
habe ich mich darauf beſchränken müſſen, Se. Maj. den König zu bitten, 
die reglementariſchen Beſtimmungen dahin zu modificiren, daß eine Beläſti⸗ 
ung des Publikums verhütet wird, namentlich die Nothwendigkeit des Bi- 
irens der Päſſe und der Löſung von Aufenthaltskarten zu beſeitigen. Ich 
habe Se. Maj. den König gebeten, den Miniſter des Innern zu autorificen, 
eine freiere Praxis einführen zu dürfen. Die allerh. Cabinetsordre iſt in 
dieſen Tagen eingegangen und ich werde mich freuen, davon Gebrauch ma⸗ 
chen zu konnen, ſobald die augenblicklichen Zuſtände in Polen eine allgem. Aus: 
führung möglich machen. Wenn der Herr Interpellant nicht verſteht, was 
die Grenz⸗Controle mit dem Aufſtande in Polen zu thun habe, ſo kann ich 
nichts dafür; ich habe dieſe Controle für nöthig gehalten, um in dem Gan⸗ 
en der Action unſerer Regierung zur Niederdrückung des Aufſtandes in 
Polen auch dieſen Theil nicht fehlen zu laſſen. 
Damit iſt die Angelegenheit erledigt. H Der 
Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 1. Bericht der Com: 
miſſton für das Gemeindeweſen über Petitionen. Ueber eine der Stadt 
Neuß, welche ſich über die ihr ungerechter Weiſe auferlegte Einquartierungs⸗ 
laſt beſchwert, will die Commiſſion zur Tagesordnung übergehen, weil den 
Petenten der Rechtsweg zuſtehe. Ein Amendement des Abg. Nücker will 
die Petition der Regierung zur Berückſichtigung übergeben. ; 
Abg. Roh den: Es handle ſich um die Frage, ob die Stadt Neuß die 
Verpflichtung zur Einquartierung, und falls dies der Fall ſei, den Anſpruch 
auf Einquartierungs⸗Vergütigung habe. Er ſei gegen den Uebergang zur 
Tagesordnung, weil der Rechtsweg nicht, wie die Commiſſion annehme, den 
Petenten zustehe, ſondern nach wiederholten Entſcheidungen des Gerichtshofes 
für en vielmehr nicht zuläſſig ſei. 
Abg. Nücker empfiehlt fein: Amendement. (Er iſt auf der Journaliſten⸗ 
Tribüne unverſtändlich.) CH 1 f . 
Ein Regierungs⸗Commiſſar verſpricht eine 3 1 — 57 Regulirung 
der Erhöhung des Service; dadurch würde auch den Wünſchen der Stadt 
Neuß beſſer entſprochen werden können. — Ein zweiter Regierungs⸗Commiſ⸗ 


— 


euß verlegt werden könne. a | 
dem die Diskuſſion geſchloſſen und der Referent Schneider (Wanz⸗ 
leben) das Amendement Nücker bekämpft und den Antrag der Commiſſion 
empfohlen bat, wird der Antrag der Commiſſion abgelehnt und das Amen⸗ 
dement Nücker (mit einer zweifelhaften Majorität) angenommen, 
3 ( a e + II 1 
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Der Ruf Vertagung — es iſt 3 Uhr — wird vielſeitig laut, der Prä⸗ 
ſident geht indeß zur zweiten Petition über. 

Abg. v. Binde (Stargard) macht darauf aufmerkſam, daß das Haus 
augenſcheinlich nicht mehr beſchlußfähig ſei. s 
Der Präſident: Ich erachte, daß die Verſammlung noch beſchlußfähig 
iſt. — Die Verhandlung geht weiter. Ä 

In der folgenden Petition erneuert der Kaufmann Falk zu Werne in 
Weſtfalen ſeine bereits in der vorigen Seſſion vorgetragene Beſchwerde 
wegen verſagter Beſtätigung der auf ihn gefallenen Wahl zum Magiſtrats⸗ 
mitgliede und beantragt, dieſe Beſchwrrde dem Miniſterlum zur Berückſich⸗ 
tigung zu empfehlen. Die Commiſſion ſtellt keinen Antrag, da keiner der 
in ihrer Mitte geſtellten Anträge die Majorität erhalten hat. — Der Abg. 
Schneider ftellt den Antrag, die Petition der Regierung zur Berüchſichti⸗ 
gung zu überweiſen, der Abg. Mühlenbeck ſtellt den Antrag auf motivirte 
Tagesordnung. Abg. Bernhardi tadelt das Verfahren der Regierung, 
welche unerwieſenen Behauptungen Glauben geſchenkt und gegen den Falk 
ungerecht verfahren habe. Er empfiehlt den Antrag Schneider. 1 

Reg.⸗Com miſſar bedauert, daß er den Redner nur zum geringen 
Theil verſtanden habe. Uebrigens wiſſe er nicht, zu welchem Zwecke jetzt 
noch die Petition der Regierung übergeben werden ſolle. Er verwahrt ſich 
dann gegen einzelne der Regierung vom Vorredner gemachten Vorwürfe. 
Nach der Ausſage von vier dürch die Regierungsbehörden verhörten Zeugen, 
habe der pp. Falk betrunken auf der Straße gelegen und bei einem Streite 
mit einer Miſtgabel auf ſeinen Gegner 15200 dagen (hört, hört!). Die Be⸗ 
ſchuldigungen, welche der Petent gegen den Bürgermeister gehäuft, hätten 
ſich als unrichtig herausgeſtellt. Er bäte um Uebergang zur Tagesordnung, 

Abg. Mühlenbeck empfiehlt ſeinen Antrag, weil das Benehmen der 
Bezirksregierung bei dieſer Gelegenheit nicht mit Stillſchweigen übergangen 
werden könne. ? 

Referent Schneider: Sämmtliche Behörden vom Landrath bis zum 
Miniſter hätten incorrect gehandelt durch Verletzung des Grundſatzes audiat 
et altera pars; den Petenken müſſe das Recht verſchafft werden, was ſelbſt 
der Verbrecher habe. Er bäte um Annahme feines Antrages. 

Bei der Abſtimmung wird die motivirte Tagesordnung abgelehnt, ebenſo 
der Antrag Schneider. Damit hat ſich das Haus für keinen Antrag ent- 
ſchieden. Wiederholt wird der Ruf nach Vertagung laut. Der Präſident 
macht darauf aufmerkſam, daß die Regierungscommiſſarien ſchon ſeit geſtern 
auf Erledigung dieſes Theiles der Tagesordnung warteten und fährt in der 
Verhandlung fort. 

Die Communalſtände von Neuvorpommern petitionisen um Aufhebung 
der Exmiſſion der Beamten von der Communalſteuer. Die Commiſſion hat 
ſich auf einen Antrag nicht vereinigen können. Die Abgg. Schneider 
(Wanzleben), Raffauf, (2) haben eine motivirte Tagesordnung bean: 
tragt, die nach kurzer Befürwortung durch die Antragſteller und den 
Referenten angenommen wird. 

Ueber die noch folgenden beiden Petitionen (ohne allgemeines Intereſſe) 
geht das Haus ohne Discuſſion zur Tagesordnung. 

Schluß der Sitzung gegen 3% Uhr. Nächſte Sitzung: Montag den gien 
März 10 Uhr. Tagesordnung: Petilſonsberichte. N 

Die in den letzten Tagen viel beſprochene Kriſis! iſt in der 
Weiſe beendet, wie es an dieſer Stelle mehrfach angekündigt war. Mit dem 
Wiederauftreten des Miniſterpräſidenten in der geſtrigen Sitzung des Hauſes 
der Abg. wurde das Ende der Kriſis ſtillſchweigend angezeigt. Weder Mi⸗ 
niſterwechſel, noch Auflöfung, noch Vertagung des Hauſes erfolgt. Der geſtrige 
Artikel des „Staatsanzeigers“ giebt nun das Programm für die neue Situation: 
Das Miniſterium bringt das Opfer, mit dem jetzigen Abg.⸗Hauſe noch weiter 
zu regieren; zugleich wird indeß die Eventualität einer Aenderung der Lage 
nach Erledigung der Budgetfrage in's Auge gefaßt. Wahrſcheinlich tritt auch 
dann keine Auflöſung des Hauſes, ſondern der Schluß der Seſſion ein, im 
erſteren Falle dauert nämlich die Unterbrechung des parlamentariſchen Lebens 
höchſtens drei Monate, im letzteren kann fie verfaſſungsmäßig bis Anfang 
1 . Jahres dauern, und das iſt natürlich dem herrſchenden Syſtem 

equemer. N 

[Der heute eingebrachte Sybel'ſche Antrag] in Sachen der Mili⸗ 
A e Fractionsantrag des linken Centrums, ſondern nur von fünf⸗ 
gun kitgliedern deſſelben unterſtützt. Der darin niedergelegte Plan ſoll bei 
erathung der Militärfrage als Material dienen. 


Berlin, 4. März. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Kreisgerichts-Rath Carl Eduard Loewe 
zu Neiſſe den rothen Adler⸗Orden 3. Klaſſe mit der Schleife, fo wie 
dem Kreisgerichts⸗Sekretär und Kanzlei⸗Direktor, Kanzlei⸗Rath Flor⸗ 
ſtedt zu Erfurt, den rothen Adler-Orden 4. Klaſſe zu verleihen; ferner 
den Hauptmann a. D. und Rittergutsbeſitzer Robert Julius Ottomar 
Milezewski auf Zelaſen im Kreiſe Lauenburg; und den Landſchafts— 
Deputirten Theodor Gotthilf Oſterroth auf Strellentin im Kreiſe 
Lauenburg in den Adelſtand zu erheben. 

Der Baumeiſter Schmeitzer zu Creuznach iſt zum königl. Eiſenbahn⸗Bau⸗ 
meiſter ernannt und demſelben die erſte Eiſenbahn⸗Baumeiſter⸗Stelle bei der 
Rhein⸗Nahe Eiſenbahn daſelbſt verliehen worden. 

Dem Fabrikbeſizer Dr, Guſt Clemm zu Dresden find unter dem 


für neu und eigenthümlich erkanntes Verfahren, Schwefelſäure darzuſtellen; 
2) auf zwei, durch Beſchreibung erläuterte, für neu und eigenthümlich er⸗ 
kannte Metboden, Glauberſalz darzuſtellen, ohne jemand in der Anwendung 
bekannter Mittel zu behindern, und 3) auf ein durch Beſchreihung erläutertes, 
für neu und eigenthümlich erkanntes Verfahren, Bitterſalz herzustellen; auf 
fünf Jabre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preu⸗ 
ßiſchen Staats ertheilt worden. 5 (St. A.) 
Berlin, 2. März. [Vertrauliche Aeußerungen des Hrn. 
v. Bismarck.] Nachdem jetzt der Vicepräſident Behrend conſtatirt 
hat, daß das von den Zeitungen ſchon feit längerer Zeit gemeldete 
Geſpräch zwiſchen ihm und dem Herrn v. Bismarck über des letzteren 
Ideen in Betreff der Behandlung der polniſchen Frage in der That 
ſtattgefunden hat, wird es intereſſant ſein, noch eine der pifanteften 
Bemerkungen des Miniſterpräſidenten, die bet jener Gelegenheit gefallen 
iſt, mitzutheilen. Hr. v. Bismarck hatte bekanntlich in dem Geſpräch 
die Occupation des Königreichs Polen durch Preußen als ſehr leicht 
hingeſtellt und namentlich auch hervorgehoben, wie den Ruſſen ſelbſt, 
an dem fernern Beſitz Polens im Grunde herzlich wenig liege. Zur 
Motivirung dieſer letztern Anſchauung hat er nun auch, was 
bis jetzt von der Preſſe dem größeren Publikum noch nicht zur 
Kenntniß gebracht iſt, darauf hingewieſen, daß der Kaiſer 
Alexander ſeinem eigenen Bruder, dem Großfürſten Conſtantin, 
der bekanntlich jetzt Statthalter in Polen if, nicht völliges Ver⸗ 
trauen ſchenke. Was gerade dieſe Bemerkung des Miniſterpräſidenten 
ſo intereſſant macht, wird jeder ohne weiteres fühlen. Es iſt weniger 
die mitgetheilte Thatſache ſelbſt, welche ſo wichtig wäre, als die für 
den Miniſterpräſidenten eines mit Rußland durch die Convention dop— 
pelt alliirten Staates fo charakteriſtiſche Offenheit, womit er die intimſten 
Verhältniſſe des befreundeten Hofes behandelt. Wir würden in der 
Sache ſelbſt dieſe Ergänzung der bekannten Angelegenheit nicht mehr 
geliefert haben, da ja ſelbſtverſtändlich die Verwirklichung der Ideen 
des Herrn Miniſterpräſidenten durch die Ereigniſſe durchkreuzt und un: 
möglich gemacht iſt. Indeſſen ſo lange Hr. v. Bismarck die Geſchicke 
unſeres Slaates in der Hand hat, ſcheint es uns wichtig, auch die 
kleineren Umſtände nicht zu verſchweigen, welche ſeine Anſichten und 
ſeine Eigenthümlichkeiten allgemein erkennen zu laſſen geeignet ſind. 
0 (Magdeb. 3.) 
[Anerkennung.] Der Generallieutenant v. Steingecker iſt be⸗ 
kanntlich kürzlich von Königsberg nach Stettin verſetzt. Dieſe Maps 
regel ſoll ihren Grund darin haben, daß derſelbe in Folge der Affaire 
mit dem Redakteur Hagen in Königsberg vielfach angefeindet worden. 
Vor einigen Tagen beſuchte er das Schauspiel in Stettin und wurde 
daſelbſt, ſo berichtet uns ein Augenzeuge, mit dem allgemeinen Rufe 
„Hagen! Hagen! Hagen!“ empfangen. Dieſe Freundlichkeit veranlaßte 
ihn, die Loge fofort zu verlaffen: 8 
- [Dr Johann Jacoby] hat unter dem Titel: „Das königliche 
Wort Wilhelms J.“ die Eidesleiſtung des Prinzen von Preußen bei 
Uebernahme der Regentſchaft, die Rede des Präſtdenten Grabow bei 
Eröffnung der gegenwärtigen Seſſton des Landtags, die Adreſſe des 


28. Februar 1863 drei Patente: 1) auf ein durch Beſchreibung erlautertes, 
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Abgeordnetenhauſes vom 29. Januar d. J. und die darauf ertheilte 
Antwort des Königs als „ein Gedenkblatt für das Volk“ zuſammen⸗ 
geſtellt. Außer dem Titelblatte hat der Herausgeber feine Veröffent⸗ 
lichung mit keinem Worte begleitet. Der Gedanke, der dieſe Zuſam⸗ 
menſtellung und ihre Publikation eingegeben, iſt ohne Commentar ver⸗ 


ſtändlich. 

[Noch eine Aeußerung des Herrn von Bismarck.] Der 
„Mgd. Z.“ wird geſchrieben: Nachdem jetzt der Vicepräſident Behrend 
conſtatirt hat, daß das von den Zeitungen ſchon ſeit längerer Zeit ges 
meldete Geſpräch zwiſchen ihm und dem Herrn v. Bismarck über 
des letzteren Ideen in Betreff der Behandlung der polniſchen Frage in 
der Thatt ſtattgefunden hat, wird es intereſſant fein, noch eine der 
pikanteſten Bemerkungen des Herrn Miniſterpräſidenten, die bei jener 
Gelegenheit gefallen iſt, mitzutheilen. Hr. v. Bismarck hatte bekannt⸗ 
lich in dem Geſpräch die Occupation des Königreiches Polen durch 
Preußen als ſehr leicht hingeſtellt und namentlich auch hervorgehoben, 
wie den Ruſſen ſelbſt an dem ferneren Beſitz Polens im Grunde herz⸗ 
lich wenig liege. Zur Motivirung dieſer letzteren Anſchauung hat er 
nun auch, was bis jetzt von der Preſſe dem größeren Publikum noch 
nicht zur Kenntniß gebracht iſt, darauf hingewieſen, daß der Kaiſer 
Alexander ſeinem eigenen Bruder, dem Großfürſten Conſtantin, der be⸗ 
kanntlich jetzt Statthalter in Polen iſt, nicht völliges Vertrauen ſchenke. 
Was gerade dieſe Bemerkung des Minifterpräfidenten ſo intereſſant 
macht, wird Jeder ohne weiteres fühlen. Es iſt weniger die mitge⸗ 
theilte Thatſache ſelbſt, welche fo wichtig wäre, als die für den Mi: 
niſterpräſidenten eines mit Rußland durch die Convention doppelt al⸗ 
fürten Staates fo charakteriſtiſche Offenheit, womit er die intimſten Ver: 
hältniſſe des befreundeten Hofes behandelt. 

[Etwaige Anleihe.] Die preußiſche Regierung, ſchreibt man 
aus Paris, hat bei Herrn v. Rothschild anfragen laſſen, ob er, im 
Falle die Ereigniſſe eine Anleihe ſollten nothwendig machen, dazu 
bereit wäre; allein der Bankier ſoll zu verſtehen gegeben haben, daß 
die preußiſche Regierung bei ihrem Zerwürfniß mit den Vertretern des 
Landes keine hinreichenden Garantien biete. 5 

[Deputation des deutſchen Handwerkerbundes und 
Antwort des Königs.] Am 2. d., Mittags um 1½ Uhr, wurde 
die Deputation, welche von den preußiſchen Ortsverbrüderungen ab- 
geordnet ward, um Sr. Majeſtät die Eingabe des Bundesvororts des 
deutſchen Handwerker-Bundes zu überreichen, empfangen. Die Depu⸗ 
tation beſtand aus folgenden Mitgliedern: Führer, Goldarbeiter C. E. 
Neuhaus (Berlin); Provinz Oſt⸗ und Weſtpreußen: Stellmacher⸗Ober⸗ 
meiſter Friedrich (Danzig); Schleſien: Buchdruckereibeſitzer Fro m⸗ 
mann (Glas); Zimmermeiſter Tietze (Freiburg); Pommern]: 
Tiſchlermſtr. Pieſt (Stettin); Brandenburg: Schuhmachermſtr. C. Rink 
(Berlin, zugleich für Züllichau); Uhrmacher Janke sen. und Schuh⸗ 
machermeiſter Nauendorf (Kottbus); Feilenhauermeiſter Reier u. Hand⸗ 
ſchuhmachermeiſter L. Steyer (Finſterwalde); Schloſſermeiſter Eiſen⸗ 
menger (Brandenburg); Sachſen: Schornſteinfegermeiſter Behrendt und 
Schloſſermeiſter Matthaei (Magdeburg); Schloſſer-Obermeiſter Fiedler 
(Langenſalza), Schuhmachermeiſter Schadack (Zieſar); Schloſſermeiſter 
Matthaei und Schneidermeiſter Heſſe (Quedlinburg); Töpfermeiſter 
Mühlenhoff (Oſterburg); Handſchuhmachermeiſter Backhaus (Sanger⸗ 
haufen); Weſtfalen: Buchbindermeiſter Fürftenow GBurgſteinfurt); 
Rheinprovinz: Konditor und Bäckermeiſter Brandenburg (Köln). 
Anſprache des Herrn Neuhaus an Se. Maj. lautete: 

„Eurer Majeſtät nahen wir als Vertreter der treueſten Ihrer Untertha⸗ 
nen, des Handwerkerſtandes, um die Erhaltung der bewährten Inſtitutionen, 
die ſich als Träger des Handwerks im Laufe von Jahrhunderten naturge⸗ 
mäß entwickelt haben, an Ihr landesväterliches Herz zu legen. Die Abge⸗ 
ordneten des Handwerkerſtandes der meiſten deutſchen Staaten, die ſich im 
vorigen Jahre in Weimar verſammelten, um ſich auf Mannes Wort und 
Ehre zum gemeinſamen Kampfe gegen die zerſtörende Zeitrichtung feierlich 
zu verbünden, hielten es vor Allem für nöthig, die deutſchen Regierungen 
auf die verderblichen Folgen der zügelloſen Gewerbefreiheit aufmerkſam zu 
machen und ſie vor der Ausführung eines Prinzips zu warnen, welches die 
Arbeit des Menſchen nur als Waare betrachtet, in dem Arbeiter den Men⸗ 
ſchenwerth verachtet und deshalb für den Menſchen, für Familie und Staat 
von den allertraurigſten und verderblichſten Solaen fein muß, eines Prin⸗ 
zips, welches den Egoismus entfeſſelt und Menſchenliebe wie Vaterlands⸗ 
liebe ertödtet und welches um ſo gefährlicher wirkt, als es ſich in den glei⸗ 
ßenden Schein der Freiheit gehüllt hat. Der deutſche Handwerkerbund hielt 
ſich aher auch für berechtigt, gegen jenes Prinzip zu proteſtiren, weil es in 
ſeine heiligſten Rechte tief eingreift und weil es die Ordnung zerſtbrt, 5 
welche der Handwerker ſeine Pflichten gegen ſich ſelbſt, gegen ſeine Familie, 
gegen ſeine Arbeiter und Lehrlinge, gegen König und Vaterland nicht mehr 
erfüllen kann. Majeſtät! Wir preußiſchen Handwerker ſind in der glücklichen 
Lage, wir bekennen dies mit Stolz, durch die Kraft und die Weisheit un⸗ 
ſerer Regierung des Proteſtes überhoben zu fein. Unter allen deutſchen Regie⸗ 
rungen iſt die Ew. Majeſtät eine von den wenigen, die ſich von der verkehrten 
ende u noch nicht haben unterjochen laſſen, die die Rechte des Handwerker⸗ 
tandes dem trügeriſchen Princip noch nicht preisgegeben haben; die Feſtig⸗ 
keit ber preußiſchen Regierung iſt es faſt noch allein, die die egen und 
den Muth unſerer deutſchen Handwerksbrüder aufrecht erhält. Wenn wir, 
als Vertreter der preußiſchen Mitglieder des deutſchen Handwerkerbundes, 
daher den Auftrag angenommen baten, dieſes Schriftftüd, das jetzt allen 
deutſchen Regierungen zugeht, auch Ew. Majeſtät ehrfurchtsvoll zu über: 
reichen, ſo geihah dies nicht wegen des darin enthaltenen Proteſtes, ſondern 
um daran die allerunterthänigſte Bitte zu knüpfen, unſeren Rechten auch 
fernerhin den ſtaatlichen Schutz gegen unjre immer dringender fordernden 
Mae nicht entziehen zu wollen, und den Einfluß, den Preußen durch feine 
Machtſtellung beſitzt, dahin geltend zu machen, daß auch unſeren anderen 
deutſchen Brüdern ein 8 5 kräftiger Schutz ſeitens ihrer Regie⸗ 
rungen zu Theil werde. Majeſtät! Wir erbitten nichts Unbilliges. Zwar 
hat man unſere Beſtrebungen vielfach verdächtigt, aber das ſind eben nur 
Verleumdungen, die wir duldend ertragen mußten, weil wir keine Organe 
beſitzen, die uns vertreten könnten. Aber vor Euer Majeſtät proteſtiren 
wir feierlichſt gegen dieſe Verdächtigungen. — Wir treten keinem Stande 
feindlich gegenüber, wir verlangen kein Vorrecht vor irgend einem unſerer 
Mitbürger, wir gönnen jedem Arbeiter ſeinen we dem Kapitaliſten 
ſeinen Gewinn; wir wiſſen, daß ſich mit der ieh Entwickelung 
des ganzen Volkes auch unſer eigener Wohlſtand entwickelt, und begrüßen 
daher jeden wahren geiſtigen, wirthſchaftlichen und politiſchen get ritt 
mit Freuden; wir ſind auch nicht blind gegen die Mängel unſerer 
Inſtitüutionen und werden jede zeitgemäße Verbeſſerung mit Dank ans 
nehmen. Was wir bezwecken, Majeſtät, ſchadet Niemandem, und it ges 
wiß edel und gottgefällig: wir wollen die wahre Ehre und Freiheit im 
Handwerkerſtande erhalten. Wie unſere Väter den Schwerpunkt im Staate 
bildeten auf den ſich die Fürſten immer Na fee ſo wollen guch wir, als Kern 
des Staates, einen ſittlichen, kräftigen und ſelbſtändigen mae bewahren 
und wieder heranbilden. Dahin kann uns nicht eine maßlose poli tiſche und 
jociale Freiheit, ſondern nur eine Gewerbe-Ordnung führen, wie wir fie im 
Weſentlichen beſitzen. Wir richten daher die allerunterthänigſte Bitte an 
Eure Majeftät, NN landesväterliches Wohlwollen Ihrem getreuen Ban 
werkerſtande auch fernerhin zu bewahren, der verkehrten Zeitrichtung keinen 
Einfluß auf Ihre Regierung zu geſtatten, und das „welches Ihr in 
Gott ruhender, nee Herr Vater, unſer theurer König, im 
1807 begonnen, und welches Ihr vielgeliebter und N Königlicher 
Bruder in den Jahren 1845 und 1849 weiter entwickelt hat, durch die Aus⸗ 
führung der Gewerbe⸗Ordnungen zu krönen. Dadurch wird ſich das Band 
der Liebe und Treue, welches den preußiſchen Handwerkerſtand ſtets mit 
feinen Königen verbunden hat, noch verſtärken und, wo die zerſetzende Zeit: 
richtung es es hat, wieder neu befeſtigen, dadurch bewahrheitet ſich 
wieder der 1 der Hohenzollern: suum cuique und dadurch wird ſich 
auch, wenn die Verhältnifie ſich klären, das Vertrauen aller deutſchen Hand⸗ 
werker Preußen und Eurer Majeſtät zuwenden. je der Handwerkerſtand 
des Schutzes und der Freiheit, um die er Eure Majeſtät bittet, immer wür⸗ 
diger werden ſoll, das wird ie Alu Handwerkerbund mit Gottes Hülfe be⸗ 
wirken. Er wird die pale Aufgabe, die er ſich geitellt hat, den Hand: 
werkerſtand auch ſittlich ſelbſtändig zu machen, deſto leichter erreichen, je 
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mehr er ſich der Huld und Gnade und des Vertrauens Eurer Majeſtät 
erfreuen darf, um die wir allerunterthänigſt bitten. 

Se. Majeftät der König nahmen die Anſprache in der huldreich⸗ 
ſten Weiſe entgegen und erwiderten Folgendes: Ihr Vertrauen hat Sie 
zu Mir geführt, erwartend, daß Ihre Wünſche für das Gedeihen des 
Handwerkerſtandes einen offenen Zugang und Theilnahme bei Mir 
finden werden. Ich freue Mich dieſes Vertrauens und danke Ihnen 
dafür und erwidere es mit der Verſicherung, daß Ich die Förderung 
der Wohlfahrt und Unabhängigkeit des Handwerkerſtandes für die we⸗ 
ſentlichſte Aufgabe Meines königlichen Berufes halte. Der Segen 
der Arbeit iſt bedingt durch dauernde und feſte Ordnung unſerer 
Staats⸗Verhältniſſe; nur wenn dieſe Ordnung geſichert iſt, hat das 
Handwerk goldenen Boden. Der ſelbſtſtändige Handwerkerſtand erkennt 
dieſe Wahrheit und wetteifert in Treue und Ehrenhaftigkeit mit jedem 
andern. Dieſe Selbſiſtändigkeit, dieſes Streben finden ihre Förderung 
in den gemeinſamen Einrichtungen der Gewerke. Die frühere Zunft⸗ 
verfaſſung konnte den Anforderungen der Zeit nicht mehr entſprechen. 
Sie ſelbſt erkennen dies an. Sie ſind aber auch mit Recht überzeugt, 
daß Meine Regierung derjenigen ſelbſtſtändigen und korporativen Ge⸗ 
ſtaltung der Gewerke, welche den jetzigen Anforderungen entſpricht, jede 
Pflege und Aufmunterung zuwenden wird. Ihr Stand wird es dabei 
ſelbſt an rühriger Wirkſamkeit und klarer Erkenntniß ſeiner Aufgabe 
nicht fehlen laſſen, und Ich werde gern zu allen Einrichtungen die 
Hand bieten, welche ohne Beeinträchtigung anderer berechtigter An— 
ſprüche dem Erfolg Ihrer Bemühungen nützlich ſein können. Der 
ganze Gegenſtand iſt fo vielſeitiger Natur und verdient eine fo reif⸗ 
liche Erwägung nach allen Seiten, daß eine endliche Feſtſtellung große 
Schwierigkeiten haben wird. 

Nachdem Se. Majeſtät ſich die Mitglieder der Deputation einzeln 
hatten vorſtellen laſſen und an dieſelben noch verſchiedene Fragen ge⸗ 
richtet hatten, verabſchiedeten Sie die Deputation in freundlichſter 
Weiſe. (D. Bürgerztg.) 

* [Eine angebliche Berichtigung.] Die „Spen. Ztg.“ 
ſchreibt: „Der Herr Oberſt und Regiments-Commandeur v. Gordon 
in Görlitz theilt uns in Bezug auf eine in Nr. 48 dieſes Blattes 
enthaltene, der „Bresl. Ztg.“ entlehnte Mittheilung, daß in einem 
offentlichen Lokale in Görlig nach Vorleſung eines Artikels über den 
Vorfall in Straßburg, welcher den Hrn. v. Lyskowski betraf, 2 Un: 
teroſſiziere mit den Worten an. den betreffenden Tiſch herangetreten 
wären: „Meine Herren, laſſen Sie uns auf das Wohl des ſtraßbur⸗ 
ger Kreisrichters in der Hoffnung anſloßen, daß es ihm ferner recht 
gut gehen möge“, berichtigend mit, daß nach den angeftellten Unter: 
ſuchungen ein folder Vorfall nicht ſtattgefunden habe, die Mittheilung 
alſo eine „tendenziöfe Lüge“ ſei. Wir müſſen es der „Bresl. Ztg.“ 
überlaſſen, ob fie irgend eine Rechtfertigung ihres Correſpondenten bei: 
bringen kann.“ (Nein, im Gegentheil — wir müſſen es dem Herrn 
Oberſt v. Gordon überlaſſen, die Beweiſe beizubringen, daß die Aeuße⸗ 
rung nicht geſchehen ſei; uns erſcheint ſie ſehr wahrſcheinlich, denn 
es iſt gar kein Grund vorhanden, nicht anzunehmen, daß auch dreu: 
ßiſche Unteroffiziere von einem regen Rechtsgefühl beſeelt find. Uebri⸗ 
gens wird unſer Correſpondent allerdings ſich noch darüber ausſprechen. 
D. Red. d. Bresl. Ztg.) 2 

[Walesrode und Thaddäus Law) Einem hier eingegange: 
nen Telegramm aus Elberfeld zufolge iſt heut von dem dortigen Zucht⸗ 
polizeigericht das Urtheil im Thaddäus Lau'ſchen Prozeß publizirt 
worden. Die beiden Angeklagten, L. Walesrode in Berlin und Wacker⸗ 
nagel (Redakteur der „Bergiſchen Zeitung“), welche von dem Redak⸗ 
teur der „Elberfelder Zeitung“, Dr. Thaddäus Lau, auf Grund einer 
Stelle in der „Todtenſchau“ der Verleumdung und Beleidigung ange: 
klagt waren, find freigeſprochen. Die Verleumdungsklage iſt zu— 
rückgewieſen, die Beleidigungen find compenſirt, der Kläger iſt in die 
Koſten verurtheilt. l 

— Die „Nat.⸗Ztg.“ wird um Veröffentlichung folgender Erklä⸗ 
rung erſucht: een 

Wegen dringender Familien⸗Angelegenheiten zu einer Reiſe in die Heimat 
beurlaubt, habe ich an der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 28. Febr. o. 
nicht Theil genommen. Ich erkläre hierdurch öffentlich, daß ich im Falle 
meiner Anweſenheit für die von dem Abgeordnetenhauſe angenommene 
v. Bockum⸗Dolffs Hoverbeckſche Reſolution geſtimmt haben würde. Goldapp 
den 1. März. Krieger⸗Goldapp, Mitglied des Abgeordnetenhauſes. 

[Preßprozeß.] Das „Preußiſche Volksblatt“ brachte im vorigen 
Jahre einen Leitartikel, in welchem der Vorſitzende der 4. Deputation, 
Stadtgerichtsrath Pielchen, wegen eines unter ſeinem Vorſitz in einem 
Preßprozeß ergangenen freiſprechenden Erkenntniſſes aufs Heftigſte an: 
gegriffen wurde. Als Verfaſſer hat fih der Redacteur deſſelben, Edgar 
Bauer, bekannt; gegen ihn, ſowie gegen den Herausgeber des „Pr. 
Volksbl.“ iſt die Anklage erhoben worden. Der vorgeſtern in dieſer 
Sache anſtehende Termin wurde jedoch aufgehoben, weil der Angeklagte 
Bauer nicht erſchienen war. Derſelbe batte erklärt, daß er gegen 
die Entſcheidung proteflire, weil die an ihn ergangene Vor⸗ 
ladung von der 4. Deputation erlaſſen war, derſelben Deputation, 
deren Vorſitzenden beleidigt zu haben er angeklagt war. Der von 
Edgar Bauer erhobene Einwand wurde acteptirt, obgleich es nur auf 
einem Verſehen beruhte, daß die fragliche Vorladung die Unterſchrift 
„Deputatlon 4 trug. Die Sache war von vornherein an die zte 
Deputation abgegeben worden, deren Vorſſtzender der Griminalgerichtö- 
Director Harraſſowitz iſt. Es wird ein neuer Termin angeſetzt werden. 


Deut ſchlan d⸗ 


Karlsruhe, 28. Febr. [Die Spielbank⸗Angelegenheit, ] welche 
der hehe Bundestag noch nicht zu bewältigen vermochte, bat in unſerem 
Lande ihre Erledigung gefunden, wahrſcheinlich raſcher, als man in der 
Eſchenheimer⸗Gaſſe vorausſetzte, aber in der ſehr verſtändigen Weiſe, wie ſie 
von der Regierung ſchon bei den Kammerverhandlungen angedeutet war. 
Der Vertrag mit dem Spielpächter, der bis zum Jahre 1870 läuft, aber 
von 1864 an gekündigt werden kann, iſt bereſts in dieſen Tagen für Herbſt 
1867 definitiv gekündigt worden. Dieſe Unticipation der Kündigung ge⸗ 
währt den doppelten Vortheil, daß ſie einerſeits die Ernſilichkeit des Willens 
zeigt, eine der öffentlichen Meinung anſtößig gewordene Einrichtung fobald 
als thunlich zu beſeitigen, und daß ſie anderſeits der Stadt Baden eine 
angemeſſene Friſt gönnt, auf die bevorſtehende ſehr weſentliche Verände⸗ 
rung ihrer Verhällniſſe ſich vor ubereiten. Die Badener werden ſich klar 
zu machen haben, daß das Spiel von jetzt an in das Stadium der Liquida⸗ 
tion eingetreten iſt. 8 h 

Mainz, 28. Febr. [Schweſter Adolphe.] Die Nachricht, daß die 
Urterſuchung gegen Warburg, als Verſaſſer der Broſchüre: „Schweſter 
Adolphe“, geſchloſſen fei, iſt verfruht. Es werden fortwährend noch Zeugen 
vor den Unterſuchungsrichter geladen. Die Beſchuldigungen, welche in dieſer 
“ausa cslöbre erhoben werden, lauten auf Beleidigung, Verleumdung, Her⸗ 
abwürdigung der Gebete und gottesdienſtlichen Gebräuche der kathol. Kirche, 
8 wie eine Einrichtung (2) derſelben (nämlich des Ordens der barmherzigen 
N chweſtern) und auf Erregung von Haß und Verachtung gegen die Bermal: 
dings Commiſſion der bürgerlichen Hoſpitien, deren Angeſtellte, ſo wie alle 
helenigen Staatsangebörigen, welche den Orden der barmherzigen Schwer 

ern dahier eingeführt haben und unterſtützen. Die Procedur wird nor dem 
efirksgerichte ihre erſte Entſcheidung, aber die definitive Beendigung vor⸗ 
fal ſchlich erſt vor dem Gafjationshofe in Darmſtadt finden. Ohne Zwei⸗ 
te, dürſte bei der Maſſe der auftretenden Zeugen und der großen Wichtig: 
> des Prozeſſes die öffentliche Verhandlung nicht in dem beſchränkten Lo: 
1 85 des Bezirksgerichtes, ſondern, wie dies ſeither bei ähnlichen Fällen ans 
ordnet wurde, in dem Aſſifenſaale ftatifinden. 
raunſchweig, 27. Febr. [Der hannoverſche Hof] be: 


nutzt das Mißfallen, welches die derzeitige preußiſche Reaction, wie bei 
em ganzen deutſchen Volke, ſo auch bei den Braunſchweigern findet, 
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zu dem Zwecke, ſich die Regierungsſolge im benachbarten Herzogthume 
zu ſichern und fi) bei den Bewohnern der Hauptſtadt deſſelben beliebt 
zu machen. Zwiſchen den Regierungen Hannovers und Braunſchweigs 
iſt neuerlich ein (nach der heutigen Rechtserkenntniß vollkommen ungil⸗ 
tiger) Vertrag geſchloſſen, welcher das vermeintliche Erbrecht der koͤnig⸗ 
lichen Familie auf die Regierung in Braunſchweig noch befeſtigen ſoll; 
im Namen des Königs iſt vor einigen Monaten ein anſehnliches Geld: 
geſchenk den Soldaten des braunſchweigiſchen Infanterie⸗Regiments ge⸗ 
macht, welches mit Genehmigung des Kommandeurs Annahme fand. 
Der König und die Königin beſuchten wiederholt braunſchweigiſche 
Kaufmannsläden und ließen daſelbſt für den hannoverſchen Hof bedeu⸗ 
tende Ankäufe von Waaren machen, die in Hannover von gleicher Güte 
zu haben ſind; eine Anzahl Angehöriger Braunſchweigs erhielten den 
Guelfen⸗Orden, und noch in dieſen Tagen gelangten Einladungen zu 
einem Hof⸗Maskenballe in Hannover an die Offiziere des braunſchwei⸗ 
giſchen Infanterie-Regiments und an die Mitglieder des ſtändigen Aus⸗ 
ſchuſſes der braunſchweigiſchen Abgeordneten⸗Verſammlung. Von Seiten 
Preußens iſt bis jetzt nichts geſchehen, um dem Wunſche des braun: 
ſchweigiſchen Volkes, ſich mit ihm zu vereinigen, entgegen zu kommen. 
Itzehoe, 28. Febr. [In der heutigen Sitzung] machte der Präſi⸗ 
dent die Mittheilung, daß ihm folgender Antrag des Baron Blome zu⸗ 
gegangen ſei: „Die holſteiniſche Ständeverſammlung beſchließt, dem hoben 
deutſchen Bunde Mittheilung der in der jetzigen Diät erwachſenen Akten⸗ 
ſtücke, welche die Lage bezeichnen, in der fi die Verſammlung der kdnigl. 
Regierung gegenüber 11 zu machen und dabei die Hoffnung auszu⸗ 
ſprechen, daß es dem hohen deutihen Bunde gefallen möge, die geeigneten 
Schritte zu ergreifen, um das Herzogthum Holſtein in ſeinen Rechten und 
e zu ſchaben und ſicher zu ſtellen.“ Dem Vernehmen nach iſt die⸗ 
er Antrag das Reſultat einer geſtern Raine Privatberathung, an der 
alle Mitglieder der Verſammlung Theil genommen haben. Wie man ſieht, 
bſchränkt der Antrag ſich nicht adein auf eine bloße Mittheilung an den 
Bund. Vielmehr will man diesmal einen ſehr bedeutſamen Schritt weiter 
gehen, als die Ständeverſammlung in den Jahren 1846 und 1861 gegan⸗ 
gen iſt. In der Diät von 1846 überſandte die Ständeverſammlung be⸗ 
kanntlich blos ihre von dem königlichen Commiſſar damals ebenfalls zurüd: 
gewieſene Adreſſe, ohne Hinzufügung einer Beſchwerde oder Bitte an den 
Bund; in gleicher Weiſe hat ſie in der letzten Diät die ihr zugegangenen 
Vorlagen der Regierung nebſt ihren desfallſigen Beſchlüſſen, ohne eine Klage 
oder einen Antrag an dieſelben zu knüpfen, an den Bund eingeſandt. Dies⸗ 
mal ſoll die Ständeverſammlung nach dem Antrage des Baron Blome ſich 
endlich dazu entſchließen, die Bundesverſammlung direkt um Hilfe anzugehen. 
Es wird der Verſammlung ſicher ſchwer genug werden, einen ſolchen Be⸗ 
chluß — das Letzte, was einer legalen Oppoſition übrig bleibt — zu faſſen, 
und doch wird fie ihn voraus ſichtlich faſſen, wird ihn vermuthlich mit Ein⸗ 
ſtimmigkeit faſſen. Wird man in Deutſchland ſich die Bedeutung dieſes 
Hilferufs klar machen, wird man endlich begreifen, daß die Zuſtände uner⸗ 
träglich, daß die Lage verzweifelt geworden ſein muß, wenn die Repräſen⸗ 
tation eines ganzen Landes einmüthig einen ſolchen Hafer g ergehen laßt. 


agd. Ztg.) 
| Italien. 

[Die Rede), welche der Miniſter des Auswärtigen, Graf Pafo: 
lini in der Sitzung der Deputirtenkammer vom 26. Februar für Ver⸗ 
theidigung des Anleihe-Geſetzes gehalten hat, lautet in Bezug auf 

olen: 
* „Als ich über die polniſche Angelegenheit interpellirt wurde, drückte ich 
die Anſicht aus, daß im Augenblick eine Discuſſion hierüber unzeitgemäß ſei. 
Die Kammer nahm meine Erklärung an. So groß auch die Sympathien 
ſein mögen, die Polen überall zu gewinnen verdient, fo muß man doch an⸗ 
erkennen, daß die Politik nicht von den Geſetzen der Zweckmäßigkeit abgehen 
kann, außerhalb deren die beſten Unternehmungen nur zum Untergang füh⸗ 
ren. In Betreff Polens muß ich jetzt zwei Dinge conſtatiren, erſtens, daß 
der Aufſtand länger dauert, als ich es vermuthete, und zweitens, daß der: 
ſelbe zu einem Vertrag Anlaß gegeben, deſſen Inhalt man noch nicht genau 
kennt; aber wenn der Grundſatz der Nichtintervention ſchon verletzt wäre 
oder verletzt werden ſollte, ſo genügt die Geſchichte Italiens, um zu bewei⸗ 
ſen, daß die Interventionen für die unheilvoll ſind, gegen die man inter⸗ 
venirt, aber Gott ſei Dant auch für die, welche interveniren. Die Zeiten 
erfordern Mäßigung und Scharfſinn, und die Frage kann für den nicht mehr 
eine Frage von Principien, ſondern nur eine ſein, über die Perſonen und 

eſchicklichleit eniſcheiden. Wenn der geehrte Herr Mordini auf dieſer Bank 
ſäße, ſo lönnte er keinen andern Weg als wir verſolgen, den einzigen, der 
die Vollendung unſerer Reformen ſichern und beſchleunigen kann.“ (Beifall.) 

Frankreich. 

Paris, 2. März. [Aus Mexico.] Laut Nachrichten aus Vera⸗ 
Cruz vom 1. Febr. waren Tampico uud Jalapa von den Franzoſen ganz 
und gar geräumt worden, welche beim Abzuge nicht nur die den Gue⸗ 
rillas als Schlupfwinkel dienenden Fiſcherhütten, ſondern auch ihr 
eigenes Kanonenboot „La Lance“ verbrannt hatten, weil daſſelbe nicht 
den Strom hinabzubringen war (woraus man ſchließen konnte, daß 
der Abzug denn doch wohl nicht ſo ganz freiwillig geweſen war). 
Von Orizaba und Mexico giebt es nichts Neues. Man hoffte, 
Forey werde die Belagerung Puebla's im März beginnen. Das Be⸗ 
finden der Truppen iſt gut. Admiral Jurien de la Graviere hat feine 
Flagge auf der Dryade aufgehißt. So lauten die officiöfen Nachrich⸗ 
ten. Anderweitige Meldungen aber laſſen das Schlimmſte befürchten. 
Ein Privatſchreiben des General Forty an den Kaifer flellt die Alter: 
native, entweder den Feldzug aufzugeben oder aber mit mindeſteng 
verdoppelten Kräften fortzuſetzen. Bereits ging dann auch an der 
Börfe das jedenfalls verfrühte, aber immerhin ſehr bezeichnende Ge: 
rücht um, der Kaiſer werde Juarez anerkennen und mit deſſen Regie⸗ 
rung in Unterhandlung treten. 5 

Paris, 1. März. [Differenz zwiſchen Rußland und der 
Türkei.] Man lieſt in der „Nation“: Die Ruſſen concentriren ſich 
an der türkiſchen Grenze in Beßarabien. Da nichts dieſe Entwickelung 
von Streitkräften rechtfertigt, fo hat der Fürſt Callimaki, türkiſcher 
Botſchafter, den Befehl erhalten, im Namen ſeiner Regierung zu 
proteſtiren. 

Paris, 2. März. [Die römiſche Frage.] In dem ewigen 
Wechſel der Dinge droht die roͤmiſche Frage, welche man durch die 
polniſche Angelegenheit einen Augenblick aus dem Geſicht verloren hat, 
wieder in den Vordergrund treten zu ſollen. Nach Privatbriefen aus 
Rom mehren ſich bei dem heiligen Vater die Anfälle von Schwäche in 
einer die Beſorgniſſe ſeiner Umgebung erregenden Weiſe. Pius IX. 
ſelbſt ſcheint eine Vorahnung ſeines baldigen Todes zu haben und auf 
feine eigene Veranlaſſung hat das Cardinal⸗Collegium ſich bereits da⸗ 
hin verfländigt, daß die eventuelle Wiederbeſetzung des heil. Stuhles, 
ohne Verzögerung, mit moͤglichſter Beſchleunigung erfolgen wird. Car⸗ 
dinal Antonelli hatte in dieſer Beziehung außerdem eine Unterredung 
mit dem franzöſiſchen Geſandten, welcher dem Cardinal⸗Staatsſekretär 
die Verſicherung ertheilte, daß die franzöſiſchen Truppen Rom nicht 
verlaſſen und jedenfalls die Berathungen und den Beſchluß des Con⸗ 
clave beſchützen werden. 

Großbritannien. 

London, 28. ine Schule für preußiſche Miniſter. 
Damit ein Land Rh, ide bedarf Ne Annan 
Eines Momentes: jeder feiner Bürger muß den Grundſatz innerlich verdaut 
haben, daß er ſich der Majorität fügen müſſe, wo dieſe wahrhaft vertreten 
iſt. Alles Andere ergiebt ſich von ſelbſt. Denn das Parlament geht dann 
aus der Majorität des Landes, das Miniſterium aus der Majorität des 
Parlaments, alſo wieder des Landes hervor, und das Staatsoberhaupt kann 
mit ſeinem Volke nie in einen Zwieſpalt gerathen, der ſich nicht durch Kam⸗ 
merauflöſung, Miniſterwechſel oder zeitweilige Nachgiebigkeit löſen ließe. Es 
wird dem engliſchen Barlamente weile Nachgiebigkeit nachgerühmt. Ja wohl, 
aber gegen wen? Gegen die Minifterien ſeiner Wahl, nicht aber gegen Ca: 
binete, die es haſſen oder verachten gelernt, die es ſelber nicht gewählt bat, 
die ihm aber gegen feinen Willen aufgedrungen wurden. Die ganze Unters 
baus⸗Sitzung von verwichener Nacht — es war die erſte Iebbatt angeregte 


— 


dieſer Seſſion — mag als praktiſcher Beleg für das eben Geſagte gelten. 
Nehmt Euch die Bereitwilligkeit zu Herzen — wird vielleicht der preußiſche 
Miniſter⸗Präſident nächſtens ſagen — mit der alle Parteien ſich einigten, 
der Regierung Ihrer rer die Initiative und die Detail⸗Maßregeln der 
Polen betreffenden Politik zu überlaſſen. Welche Mäßigung, welcher Pas 
triotismus! Und die Gegner des Herrn Miniſters werden ſagen: Wie ver⸗ 
trauensvoll durfte das engliſche Parlament in einer großen europäiſchen 
Frage die Behandlung derſelben einem Miniſterium überantworten, das, 
aus der Majorität hervorgegangen, die Anſichten dieſer Majorität ausholt, 
um fie nach außen Yin zu vertreten! Beide haben Recht mit ihrer Bewun⸗ 
derung, denn der geſtrige Sitzungsabend war in der That eine erhebende 
Scene. Wenn es aber der Regierung in den Sinn gekommen wäre, dem 
Unterhauſe zu erklären, daß es die Polenfrage anders auffaſſe als das Land, 
daß es klüger ſei und beſonnener und berechtigter zum Urtheil als die Ma⸗ 


jorität — dergleichen kann ja vorkommen und ganz richtig fein —, nun, 


dann wäre es zur Abſtimmung gekommen, das Miniſterium hätte abgedankt 
oder aufgelöſt, ohne dem Parlamente wegen der obwaltenden Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit revolutionäre, inſurrectionsfteundliche Tendenzen vorzumerfen, 
Es wäre entweder die aus den alten Wahlen hervorgegangene Maforität in 
ihrem > geblieben, oder es hätten neue Wahlen gezeigt, ob die Auffaſ⸗ 
ſung des Landes durch ſein Parlament oder ſeine Regierung beſſer vertreten 
war. Die Krone aber hätte an dieſem Zwieſpalte keinen Antheil genommen, 
ſie wäre geblieben, was ſie nach dem Geiſte und Wortlaute der Verfaſſung 
jederzeit ſein ſoll: unverantwortlich, unantaſtbar und hoch erhaben über die 
Streitfragen des Tages. Die ganze Procedur iſt ſehr einfach, und ſehr lehr⸗ 
reich iſt die geſtrige Sitzung von Anfang bis zu Ende für jeden, der fie vor⸗ 
urtheilslos durchſtudiren will. Sie kann als Muſter empfohlen werden, war 
überdies, was nicht von allen Muſtern gilt, höchſt anregend. 

[Eine Schule für preußiſche Ceremonienmelſter.] Nach allem, 
was man aus Berlin hört, wäre es nicht unangemeſſen, preußiſche Ceremo⸗ 


nienmeiſter auf eine Unterrichtsreiſe hierher zu ſchicken, damit ſie lernen, wie 


es ſich ziemt, dem erſten Beamten der Volksvertretung zu begegnen, und 
daß die preußiſche Rangordnung offenbar eber eine Lücke hat, als die preu⸗ 
ßiſche Verfaſſung. Der ſehr ehrenwerthe John Evelyn Deniſon, begleitet 
von ſeinem Scepterträger, um vor die Königin zu treten, oder in ſeinem 
fürſtlichen Palaſte zu Weſtminſter — die 40,000 Thaler Gehalt haben für 
einen Deniſon nichts zu bedeuten — würde ſogar der einen oder anderen 
preußiſchen Excellenz in die Augen ſtechen. 
Sie in Preußen ſo wenig la constitution comme en Angleterre haben ſol⸗ 
len als die atmen Franzoſen la libertö comme en Angleterre, 

London, 28. Febr. [Ein Abgeſandter des warſchauer 
Revolutions⸗Comite's!] hält ſich ſeit einiger Zeit in London auf, 
um für die Sache Polens zu wirken, und iſt zu dieſem Zweck mit 
Mazzini, Carl Blind und einigen andern Mitgliedern der europäiſchen 
Demokratie in Verbindung getreten. Ob Garibaldi's Idee, ein „uni⸗ 
verſelles“ Meeting in London zu halten, durchgeführt werden wird, iſt 
noch nicht beſtimmt; aber Vorberathungen für ein engliſches Meeting 
ſind gemacht. 

E. C. London, 2. März. [Prinz Alfred. 
das Befinden des Prinzen Alfred lauten fortwährend günſtig in Bezug 
auf den Verlauf des Fiebers, doch wird noch immer hinzugefügt, daß der 
Prinz noch ſehr ſchwach ſei. 

Ruland. 


St. Petersburg, 25. Febr. [Zum Aufſtande. — Bahn⸗ 
project. — Cenſur.] Hier und da ſpricht ſich doch eine Art Miß⸗ 
trauen in Betreff der Zuverläſſigkeit der Truppen aus. Bei der Aus⸗ 
wahl der nach Litthauen und Polen abgeſchickten Regimenter der Garde 
fanden oft Erörterungen ſtatt, welche die Anſprache des Kaiſers an 
die Gardetruppen in Anlaß des polniſchen Aufſtandes, den man, bei⸗ 


Aber ich vergeſſe ja ganz, daß % 


1 


Die Nachrichten über 


läufig geſagt, ſehr geringſchätzig behandelt, ſehr auffallend commentiren. 9 


In Betreff der Rekruten⸗Einziehung find auch neue Erlaſſe beliebt. Die⸗ 


ſelben ſollen uur von „erprobten“ Offizieren und unter Begleitung 
eines beſonderen Convois Truppen nach ihren Beſtimmungsorten ge⸗ 
leitet werden. Andererſeits heißt es wieder, wie z. B. aus Odeſſa be⸗ 
richtet wird, das Landvolk dränge ſich zum Heeresdienſt aus Mangel 
an Beſchäftigung, und wiederum wird gleichzeitig bemerkt, zum Bau der 
Pferde⸗Eiſenbahn von Odeſſa ſollen Truppen verwendet werden. 
Bahn ſoll vorläufig bis Chotim projectirt und die Koſten auf 6,250,000 R. 
veranſchlagt ſein. Die Concurrenz der Donau⸗Fürſtenthümer macht die 
ſchleunige Herſtellung erleichterter Zufuhr der Landesprodukte dringend noth⸗ 
wendig. — Nach den publicirten amtlichen Berichten müſſen in Polen bereits 
an 5000 Inſurgenten getoͤdtet worden fein, während die ſiegreichen 
kaiſerlich ruſſiſchen Truppen kaum 100 Mann eingebüßt haben, und 
doch kann man noch nicht des Aufſtandes Meiſter werden. Neueſten 
Berichten zufolge dehnt ſich die Inſurrection bis Minsk und Sluzk im 
Weſten aus. — Der ruſſiſchen Preſſe iſt nicht geſtattet, über die pol⸗ 
niſche Frage und die darüber flattfindenden Erörterungen im engliſchen 
Parlamente und der ausländiſchen Preſſe zu berichten oder Telegramme 
zu veröffentlichen. Dagegen erſcheinen langathmige Aufſätze über Italien, 
Rom und die Türkei. — Der Großfürſt Michael iſt über Charkow 
nach dem Kaukaſus abgereiſt, feinen Statthalterpoſten zu übernehmen. 
(9. 8.9.) 
unruhen in Polen. 

Lemberg, 3. März. 
ſurgentenführers Neczajl beſtätigt ſich. 

Krakau, 3. März. (Gefechte.] Der „W. Preſſe“ wird tele⸗ 
graphirt: Der heutige Czas bringt Nachrichten von zwei Gefech⸗ 
ten in der Krakauer Wojwodſchaft. Eines fand bei Strzy⸗ 
zow, eine halbe Meile von Miechow, zwiſchen den Vorpoſten ſtatt. 
Langiewiez und Jezioranski ſtanden damals in Wodzislaw und Zar⸗ 
nowice. Die ruſſiſchen Vorpoſten zogen ſich mit zwei Mann Verluſt 
nach Miechow zurück, wo 1300 Ruſſen mit zwei Kanonen ſeit zwei 


Tagen kampfbereit ſtehen. Welche Poſition die Aufitändifchen ſeit vor⸗ 


geſtern eingenommen haben, iſt nicht bekannt. Ein zweites Gefecht 
fand am 28. v. M. bei Mrzyglos an der Warſchau⸗Wiener Eiſen⸗ 
bahnlinie ſtatt, wo einige Hundert Aufſtändiſche unter Czieskowski von 
den Ruſſen angegriffen wurden, die mit Verluſt einiger Todten und 
Verwundeten, worunter 2 Offiziere, ſich nach Moszkow zurückzogen. 
Am 25. v. M. fand bei Lodzia ein Gefecht ſtatt. Die Aufſtändiſchen 
waren ſehr ſchlecht bewaffnet und mußten ſich nach beiderſeitigen ziem⸗ 
lich bedeutenden Verluſten zurückziehen. 

Poſen, 4. März. Am 28. v. Mts. Abends hatte im Walde 
bei Powidz eine bedeutende Schaar Zuzügler aus der Provinz Poſen 
unter Führung des Emigranten Poninski und mehrere junger Leute 
ſich verſammelt. Dieſelben beſtanden großentheils aus Wirthſchaftsbe⸗ 
amten, Bedienten Köchen ꝛc., und waren von Leuten angeworben wor⸗ 
ben, welche es ſich zu der ebenſo ungeſetzlichen, als unwürdigen Auf⸗ 
gabe gemacht hatten, preußiſche Unterthanen zur Theilnahme an den 
Gewaltthätigkeit zu werben, welche in einem Theile des Nachbarlandes 
letzt flattfinden. Nachdem die Schaar, die aus Fußvolk und Reitern 
beſtand, ſich mit den mitgebrachten und in zahlreichen Wagen zuge⸗ 
führten Waffen und Ausrüſtungsgegenſtänden verſehen hatte, zogen 
dieſelben in der Nacht gegen I Uhr aus dem Walde über die Grenze, 
in der Richtung auf das polniſche Städtchen Kazmierz zu. — Es lag 
der Plan vor, durch einen kombinirten Angriff dieſer Schaar und an⸗ 
derer Inſurgentenbanden auf Konin vorzurücken und die Beſatzung 
dieſer Stadt zu überwältigen. Aber bevor das höͤchſt leichtfertig be⸗ 
gonnene Unternehmen dieſes bewaffneten Einfalls in das Nachbarland 
zur Ausführung gelangte, wurden die Theilnehmer von der gerechten 
Strafe ereilt. Die ruſſiſchen Truppen rückten den Aufſtändiſchen ent⸗ 
gegen, griffen dieſelben am 1. d. Mis. Nachmittags 5 Uhr mit Cr: 
folg an und drängten ſie zurück. Am 2, kam es 1 Meile jenſeits 
Slupce abermals zum Gefecht, das mit einer Niederlage der 
Inſurgenten endete. Nach kurzem Widerſtande wandten die Leßz⸗ 


Dieſe 


[Die Gefangennehmung des In⸗ 


Gefangene, In: und Ausländer. 


weſtlichen 


Haken; ein Portemonnaie mit 


teren ſich zur Flucht, und die Schaar, welche Tags vorher den nächt⸗ 
lichen Einfall auf fremdes Gebiet unternommen hatte, flüchtete zu 
Pferde und Wagen auf demſelben Wege über die Grenze zurück, eine 
Menge Verwundeter mit ſich nehmend. 

In den preuß. Dörfern Radlow, Brudzew, Skompe, Ciosno u. a. 
liegen viele Verwundete und treffen dort fortwährend Verſprengte ein. 
Die Mehrzahl flüchtete mit und ohne Waffen und zerſireute ſich, in⸗ 
dem jeder auf kürzeſtem Wege zu entkommen ſuchte. Die wenigen an 
der Grenze befindlichen preußiſchen Truppen, ein Zug vom 2. Leib⸗ 
Huſaren⸗Regiment und einige Compagnien Infanterie, entwaffneten 
viele Flüchtlinge. Im Städtchen Witkowo befinden ſich gegen 300 
Der Hauptmann Nitſche vom 6. 
Inf.⸗Regt., welcher eine Compagnie befehligte, wurde, als er auf einen 
Wagen voll flüchtiger Inſurgenten zuritt, auf preußiſchem Gebiete, 
durch einen vom Wagen abgefeuerten Schuß an der Schulter ver⸗ 
wundet. Der Regierungspräſident Toop iſt fofert nach der Grenze 


abgereiſt, um Anordnung wegen Unterbringung der Gefangenen und 


Verwundeten zu treffen. Auch ſind noch einige Compagnien nach der 
Grenze aufgebrochen. Hier in Poſen erwartet man mit Spannung den Aus⸗ 
gang des Unternehmens, und ſtand für den Fall des Gelingens ein ſtarker Zu: 
zug von Geſindel aller Art, aber auch von jungen Leuten, Handwerks⸗ 
burſchen, Lehrlingen ꝛc. zu erwarten. Dieſelben werden jetzt voraus⸗ 
ſichtlich eines beſſeren ſich beſinnen. Die Führung und die Fapferkeit 
der ruſſiſchen Truppen ſoll ausgezeichnet geweſen ſein. Ungeachtet die⸗ 
ſelben durch Märſche und Wachen abgehetzt waren, kämpften ſie mit 
Muth und Freudigkeit gegen die an Zahl ihnen weit überlegenen An⸗ 
ührer. (Poſ. 3.) 

So weit die Nachrichten der Poſener Ztg., welche die Oſtdeutſche 
Ztg., als ein „ruſſiſches Bulletin“ bezeichnet. Die Oſtdeutſche Ztg. 
enthält über dies Gefecht noch mehrere Mittheilungen, die wir hier 
folgen laſſen. 

Wreſchen, 3. März. [Zuſammenſtoß. Verwundung. 
Verhaftungen.] Geſtern Abend 8 Uhr wurden unſere Truppen 
alarmirt und marſchirten unter Zurücklaſſung eines Wachtcommando's, 
nachdem vorher ſchon ein Commando nach Miloslaw gegangen war, 
gegen die Grenze nach Miedzyn zu. Es war die Nachricht eingetrof- 
fen, daß die Inſurgenten jenſeits der Grenze von den Ruſſen geſchla— 
gen und zerſprengt worden, und daß ein Theil derſelben ſich auf preu⸗ 
ßiſches Gebiet geflüchtet hätte. Jenſeits Brudzewo war der Haupt: 
mann der 10. Compagnie 1. Weſtpreuß. Grenad.⸗Regts. Nr. 6, von 
Nitſchke, ohngefähr 100 Schritt vor der Colonne geritten, einen ihm 
entgegen kommenden Wagen, auf welchem ſich mehrere Perſonen be: 
fanden, rief derſelbe mit „Halt!“ an, worauf ihm jedoch ein Flinten⸗ 
ſchuß antwortete, deſſen Kugel ihm durch die linke Schulter drang. 
Sogleich ſprengten die Huſaren herau und nahmen den Wagen ſowie 
die Perſonen gefangen. Der Hauptmann mußte in ein nahe gele⸗ 
genes Haus gebracht werden, und blieb bei ihm eine Section zum 
Schutze zurück. Die übrige Mannſchaft marſchirte noch nach Bucho⸗ 
czynek, wo das herrſchaftliche Schloß zu einem Lazareth umgewan⸗ 
delt worden war, in welchem ſich viele verwundete Inſurgenten 
befanden; auch in allen Häuſern des Dorfes befanden ſich Verwun⸗ 
dete. Es wurden hier noch drei Wagen, auf welchen ſich verſchie— 
dene Waffen, als: Flinten, Piſtolen, Senſen und Munition befan⸗ 
den, genommen und einige nicht verwundete Individuen verhaf⸗ 
tet. Weiter vorzurücken fanden ſich die Truppen zu ſchwach, weil ſie 
zur Beaufſichtigung der Gefangenen zu ſehr in Anſpruch genommen 
wurden und die Abſuchung des nahe gelegenen Waldes eine größere 
Truppenmaſſe erfordert. — Ein Gefecht hat nicht ſtattgeſunden; doch 
wurde preußiſcherſeits ein Huſar durch einen Senſenſtich an der Bruſt 
leicht verwundet. — Heute Morgen langten die Truppen hier an und 
brachten im Ganzen 4 Wagen, 10 Pferde, die abgenommenen Waffen 
und 18 Gefangene ein. Wie ich höre, wurden durch aus Gneſen 
ausgeſandte Truppen in Wittkowo gleichfalls Viele verhaftet. — Das 
Befinden des Hauptmanns v. Nitſchke läßt hoffen, daß derſelbe geheilt 
werden wird. 

Mehr als 400 preußiſche Staatsangehörige polniſcher Nationalität 
gingen Sonnabend bei Wreſchen wohlbewaffnet über die Grenze. Die 
Ruſſen, von Preußen her wohl benachrichtigt, empfingen fie Sonntag 
% Meile von der polniſch⸗ruſſiſchen Grenze, und es entſpann ſich zwi⸗ 


ſchen der ſehr ſtarken ruſſiſchen Colonne und der Freiſchaar aus der 


Provinz bei Mieczownica ein Kampf, der von 10 Uhr des Morgens 
bis 5 Uhr Nachmittags dauerte. Mielenski eilte herbei, und die Ruſ⸗ 
fen wurden nun nach Slupee zurückgetrieben, öffneten dadurch die preu⸗ 
ßiſche Grenze, ſo daß ſie alle ihre Verwundeten nach Wreſchen und 
Umgegend bringen konnten. Einer der geachtetſten poſener Aerzte, 


Herr Dr. Matecki, iſt geſtern, Dinstag, nach Wreſchen gereiſt, um die 


Verwundeten zu pflegen. 
Der von den Inſurgenten verwundete Hauptmann Nitſchke gehört 
zu den geachtetſten und beliebteſten Offizieren der Armee. Um fo mehr iſt 


es zu bedauern, daß er das erſte Opfer der Convention und der Ge: 


bietsverletzung von Seiten der Inſurgenten geworden iſt. 
Die ruſſiſchen Truppen ſind ſicherem Vernehmen nach von der An⸗ 
kunft der preußiſchen Freiſchaar, deren Cavallerie von dem früheren 


Hauptmann Garczynski, der auch in dem Krimkrieg gekämpft, befeh⸗ 


ligt war, durch die Polizeibehörde unſerer Provinz benachrichtigt ge⸗ 


weſen. Poninski iſt übrigens nicht unter den Ausgerückten. 
Der Inſurgentenführer Mielencki iſt ein ehemaliger Schüler der 
poſener Realſchule. (Of. Z.) 


MN merik a. 


orderung eines Nationalconvents!, wie fie jetzt von den 
taaten aufgeſtellt wird, hat nicht den Sinn, daß die Lostrennung 
der conföderirten Staaten von der Union ſanctionirt werden ſoll. Vielmehr 
erklärt der Senat des Staates Illinois in der Reſolution, durch welche er 
einen ſolchen Convent empfiehlt, ſich unwiderruflich einem Bruche ger 
Nord und Süd widerſetzen und niemafs einwilligen zu wollen, daß der 
Rordweſten von den Südſtaaten des Miſſiſippi⸗Thales losgeriſſen werde. 
Niemals dürfe dieſer Strom das Gebiet zweier Staaten durchfließen, ſon⸗ 
dern er mülle von der Quelle bis 75 Mündung einem großen, einigen 
Volke gehören. Wenn aber die weſtlichen Staaten mit ſolchen Gefinnungen 
den Convent beſchicken, fo wird er, ſelbſt in dem Fall, daß die Südſtaaken 
auf demſelben ſich vertreten laſſen, reſultatlos verlaufen; denn der Süden 
will eben keine Wiedervereinigung, während im Norden alle Parteien eine 
ſolche erſtreben und nur darin von einander abweichen, daß die Einen durch 
friedliche Berathungen, die Anderen durch Krieg und. nötbigenfalls durch 
Negeraufſtände dieſes Ziel am eheſten erreichen zu können glauben. 


[Die 


i Breslau, 5. März. Verloren wurde: eine Kaſſen⸗Anweiſung über 


zehn Thaler. 
5 an wurden: ein Geſindedienſtbuch, auf Pauline Scholz lautend; 
ein braunledernes Portemonnaie, enthaltend 3 Thlr. 20 Sgr. baares Geld 
und ein meſſingnes Peiſchaſt, ehe J. K.; ein Bund Schlüffel mit 
a oß. 

[Unglücksfälle.] Am 2. d. Nachm. in der 5. Stunde ſtürzte ein 40 


s Jahr alter Arbeitsmann auf dem Trottoir in der Neuen⸗Schweidnitzerſtraße 


dicht vor dem Eingange eines Spezereigewölbes, beim Heraustreten aus 
letzterem zu Boden, und fand muthmaßlich in Folge erlittener Gehirner⸗ 
ſchütterung auf der Stelle jeinen ‚AR: f 

„Am 3, d. Vorm. war ein Frachtfuhrmann vor dem Haufe Neumarkt 42 
mit dem Abladen von Quaderſteinen beſchäftigt, wobei ihm der auf dem 
Neumarkte wohnhafte Schieferdecker P. behilflich war; aber ſchon bei dem 
Niederlegen der erſten Platte wurden dem p. P. in Folge eigener Unvor⸗ 


560 


ſichtigkeit 3 Finger der linken Hand bis an das 2. Glied abgequetſcht, ſo 

daß der Verunglückte ſofort nach dem Hoſpital Allerheiligen gebracht werben | 

mußte. (Pol.⸗Bl.) 
Der⸗ 


5 Koſtenblut, 2. März. [Landwirthſchaftlicher Verein. 
ſelbe hielt geftern Nachmittag feine 2te diesjährige Sitzung im „Gaſthof zum 
deutſchen Haufe“. Unter den geſchäftlichen Vorlagen heben wir die Mitthei: 
lung hervor, daß die vorbereitete Schafihau in Brieg nicht am 17. März, 
ſondern ſchon am 9. und 10. d. M. ſtatlfindet. Der Tagesordnung gemäß 
hielt der Vereinsſchriftführer Vortrag, Fortſetzung des Thema's: „Vered⸗ 
lung der Obſtbäume“ und ſetzte das Pfropfen (Pelzen) in den Spalt 
und in die Rinde auseinander und das Verfahren beim Okuliren aufs 
schlafende oder auſ's treibende Auge. Die zweite Frage: „Möchte in An⸗ 
betracht der höhern Baumwollenpreiſe den Landwirthen ein 
mehr ausgedehnter Flachsbau zu empfehlen ſein?“ wurde in 
freier Diskuſſion erledigt. Der Vorſitzende leitete die Beſprechung unter 
Hinweis auf den unglücklichen amerikaniſchen Krieg ein, der die Zufuhr von 
vielen Handelsartikeln, namentlich aber der Baumwolle, verhindere; die 
Baumwollenpreiſe ſeien in Folge deſſen ſehr geſtiegen und es ſei Hoffnung 
vorhanden, die ſich zum Theil auch ſchon erfülle, daß das Leinen im Preiſe 
mehr ſteigen werde. Es wurde an Friedrich den Großen erinnert, welcher 
die Leineninduſtrie in Schleſien, zunächſt im ſprottauer Kreiſe, eingeführt 
habe, wie er Weber aus anderen Gegenden nah Schleſien rief, die ſich dann 
nach dem Gebirge verbreiteten. Vermehrter Flachsbau muß jetzt unbedingt 
wieder günſtig fein; ein Nachtheil iſt es, daß die Dörrhäuſer nicht mehr be. 
ſtehen. Der Lein muß nicht iu zeitig geſät werden; man läßt ibn gern bei 
trockenem Wetter auf Kartoffeln folgen; der rigaer Lein ſei der beſte, doch 
bleibt zu beklagen, daß ſeitens der Kaufleute jo oft andere, inländiſche Waare 
für rigaer verkauft werde. Beim Flachſe iſt die Waſſerröſte erforderlich. 
Es würde beſonders an das „Huhn'ſche“ Verfahren beim Flachsbau im 
Allgemeinen erinnert. Dritte Frage: „Warum wird von Seiten der 
kleineren Landwirthe, gegenüber der Pferde⸗, jo wenig für 
die Verbeſſerung der Rindviehzucht gethan?“ Von Seiten der 
Dominien wird bedeutend mehr für Verbeſſerung der Rindviebzucht geleitet, 
als bei den kleineren Grundbeſitzern. Es fehlt bei letzteren zum Theil an 
der Anregung, liegt auch daran, daß ihnen nicht die Mittel Pr den größern 
Grundbeſitzern zu Gebote ſtehen. Zur Verbeſſerung ſind auch gute Bullen 
erforderlich; auch dieſe fehlen größtentheils, jede Gemeinde möchte wenigſtens 
einen ſolchen halten. Der am 4. Mai d. J. in Breslau abzuhaltende Rind⸗ 
zuchtviehmarkt wird hoffentlich Bedeutendes zur Verbeſſerung der Rindvieh⸗ 
zucht beitragen. Das deutſche Landvieh vom kleineren Grundbeſitzer fortzu⸗ 
züchten fei empfehlenswerth, Kreuzung in vielen Fällen anzurathen. Die 
Aufzucht von gutem Rindvieh möge man ſich angelegen fein ſaſſen; man 
überſehe außer dem Milchertrage nicht den außerordentlichen Gewinn von 
Dünger und vorzüglich auch an Gülle. Bei der Aufzucht iſt auch beſonders 
zu beachten, daß die Kalben nicht zu zeitig, wenigſtens nicht vor dem zwei⸗ 
ten Jahre vom Bullen belegt werden. — Vierte Frage: „Würde die Er⸗ 
richtung eines Viehmarktes zu Koſtenblut, als am Sitze des 
Vereins, den Vereinsmitgliedern wünſchenswerth fein?“ 
wurde allſeitig mit „Ja“ beantwortet; in Rückſicht auf Pferdezucht iſt er 
wünſchenswerih, für Rindviehzucht dringend geboten. Der Verein gedenkt 
weitere Schritte in dieſer Angelegenheit zu thun. Die Verbindung des Vieh⸗ 
marktes mit den Jahrmärkten ſei anzuſtreben. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 
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Der Barometerfland. bei ne Pr aul 8 Wind: | a3 2 N — 
in arijer Linien, die Tempera⸗ 4 N „ 
* der Luft nad) Reaumur. [ rometer. WN a ae 
Breslau, 4. März 10 U. Ab.] 331,58 +48 ] SO. 2. Trübe. 
z 5. März 6 U. Morg.] 331,35 ] +20 | ED. 1. Heiter. 


Breslau, 5. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 1 3. U.⸗P. 1 F. 11 8. 
Das uns vorliegende III. Heft des vom öſterreichiſchen Lloyd herausgege⸗ 
benen „Illuſtrirten Familienbuches“ reiht ſich, was die Mannichfaltig⸗ 
keit und den innern Gehalt der Aufſätze betrifft, würdig den vorhergegangenen 
Lieferungen an. Das Gedicht: „Der Almoſentopf des Buddha“ von Emil 


Kuh iſt von ſeltener Lieblichkeit und bekundet eine „ 
u 


Meiſterſchaft der Form. Als eine reizende, durch die vortrefflichſte 


me ge⸗ 
würzte Erzählung muß der „Sylveſterball im Offizierscaſino“ vom Grafen — 


Grabowsky bezeichnet werden. Anſprüche ernſterer Art macht die ethnogra⸗ 
phiſche Skizze „Die Magvaren“ von J. G. Kohl, welche ein farbenprächtiges 
Gemälde des magypariſchen Volksſtammes vor unſeren Augen aufrollt. „Pap⸗ 
penheim“, von Dr. G. E. Haas, ift ein gelungenes hiſtoriſches Charakter: 
bild. Die kleine naturwiſſenſchaftliche Beigabe „Branntwein als Gegengift“, 
von Auguſt Vogel, iſt von allgemeinem Intereſſe, dasſelbe gilt von einer 
Menge Notizen, welche unter der Rubrik „Buntes“ ihren Platz fanden. An⸗ 
langend die Stahlſtiche, ſo räumen wir unbedingt dem zweiten in der Reihen⸗ 
folge, „Violante,“ den erſten Platz ein. Es iſt eine alte Bekannte, die wir in 
ewiger Jugend hier wieder antreffen; wir kennen dies von der k. k. Gallerie 
im Belvedere, und ſolche Bekanntſchaften vergißt man ſelten. Damit ſoll übri⸗ 
gens keineswegs der „holden Träumerin“ Uebles a werden, im Ge⸗ 
gentheil dürfte dieſe reizende Büſte auch ohne unſer Lob Verehrer genug fin 
den. Wie uns Violante als alte Bekannte werth und theuer iſt, jo heimelt 
uns auch „Burg Liechtenſtein“ ſammt Umgegend au. Man trifft ſehr gerne 
unter all den Merkwürdigkeiten ferner Länder bisweilen auf eine Stelle unſe⸗ 
res eigenen ſchönen Vaterlandes. 


Briefkasten der Redaktion. 
Dem Herrn r.Gorrefpondenten zu Nams lau: wir haben bei der 
vorliegenden großen Maſſe des politiſchen Stoffes für den eingeſendeten 
Bericht keinen Raum. 


517, 50. Credit⸗mobilier⸗Aktien 1248, 75. Lomb. Eiſenbahn⸗Attien 597, 50. 
Oeſterr. Credit⸗Aktien —. g g 
London, 4, März, Nachm. 3 Uhr. Silber 61%. Conſols 92. Iprz 
Spanier 46. Mexikaner 317. Sardinier 83. proz. Hufen 94. 4 prz. 
Ruſſen 94% 
Wien, 


Aktien⸗Cert. 220, — London 115, 30. Hamburg 
86, 50 Paris 45, 65. Gold —, — Süber „ . Boöhmiſche Welt: 
bahn 167, —. Lombardiſche Eiſenbahn 270, 50, Neue Vooſe 135, 60 
1860er Looſe 94, 30. 1 
Frankfurt a. M., 4 März, Nachm.? Uhr 30 Min, Oeſterr. Effekten 
im Allgemeinen befier bezahlt. Bexbacher merklich höher. Böhm. Weſtbahn 72%, 
innländiſche Anleihe F176. Schluß⸗Courſe: Ludwigshaſen⸗Berbact 
44%. Wiener Wechſel 101%, Darmſt. Bankaktien 241%. Darmit. Zettel 
Bank 257. Sproz, Metall, 63%, 4 proz. Metall 56 1854er Looſe 78%. 
Deſterr. National⸗Anleihe 69. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Attien 235 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 827. Oeſterr. Credit Altien 222. Neueſte öſterr. 
Anleihe 81%. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 129. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%, 
Mainz⸗Ludwigshaſen Litt. A. 129. } 
amburg, 4 März, Nachm. 2 Uhr 0 M. Börſe ſeſt bei gutem Geſchäft. 


innl. Anleihe 90. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 69 Oeſterr 

Feet ngen bt. derensbank 10 4. Mmdbenlſee Ban 105%. Nhe. Are Sarpr,Sät. Sgepr Schl. 

niſche 99. Nordbahn 64. Disconto — Wien —, —. Peters⸗ Weißer Weizen 66—74—80 Wicken 35—38— 40 

burg —, —. 1 Gelber Weizen 64—69—75 Sgr. pr. Sad a 150 Pfd. Brutto, 

amburg, 4 März [Getreidemarkt.] Weizen loco ſehr ſtille, ab] Roggen 50—52—53 Schlag⸗Leinſaat . . 190—210—21ʃ8 

auswärts unverändert. Roggen !oco weichend, ab Danzig pr. Frühjahr zu] Gerſte.. 3740-43 Winter⸗Raps 250—265—278 

75 zu haben. Oel pr. Mai 32 2 pr. ktbr. 30%, Kaffee unverändert. dae n . 24—26—28 Winter⸗Rübſen * — —— — 
Liverpool, 4. März. [Baumwolle.] 40 Ballen Umſatz. — Erbſen 43—48--52 Sommer⸗Rübſen . . . 220240260 

Preiſe feſter. leeſaat — in beiden Farben eher etwas feſter — rothe ordinäre 
London, 4. März, Getreivemarlt (Schlußherichpö. Weizen 9.411% Thlr., mittle 12%—14% Thlr., feine 14% 16 % Thlr., hochfeine 

gänzlich vernachläſſigt. Preiſe nominell. — Schönes Wetter, { 16% —17 Thlr., extrafeine über Notiz, weiße ordinäre 8-9% Ur., mittle . 
Amſterdam, 4. März. Getreidemarkt (Schlußberichtb'. Weizen [10% 13 ½ Thlr., feine 14% —17% Thlr., hochſeine 18% —19% Thlr. — 

flau, ſtille. Ro anen Termine 2 Fl. niedriger, ſonſt flau und ſtille. Raps Schwediſcher Klee 18—26 Thlr. pr. Centner. 

April 90 nominell, Oktober 78. Rübdl Mai 51%, Herbſt 45%. \ Thymothee 5%—7% Thir. pr. Ctr. 


Berlin, 4. März. Bei unveränderter, jedenfalls eber günftigerer als 
atterer Tendenz, war die Börſe heute nicht weniger unbeledt wie geſtern. 
ach Ausführung der eingegangenen Aufträge, herrſchte bis in die zweite 

Geſchäftsſtunde hinein mit den noch zu bezeichnenden Ausnahmen, beinahe 
vollſtändige Unthätigkeit. Nach Eintreffen befriedigender wiener Courſe ſchie⸗ 
nen öſterreichiſche Sachen, die bis dahin gleichfalls bei geringerer Regſamkeit 
ſich recht feſt auf wenig höherem Coursſtande erhalten hatten, matter zu wer⸗ 


den. Ausgenommen von der allgemeinen Geſchäftsloſigkeit waren Genfer 
Grebitactien. in Folge der Nachricht, daß eine Abſchlag⸗Dipidende von 7% Fr. 
bezahlt werden wird. Auch manche Eiſenbahn⸗Actien, beſonders Lombarden 
und Potsdamer, verkehrten inmitten der allgemeinen Stille etwas lebhafter: 
jedenfalls waren Eiſenbahn⸗Actien überhaupt feſt, und da nur in den meiſten 
ſchleſiſchen und den leichten fremden Bahnen, Nordbahn und Mecklenburger, 
Angebot wahrzunehmen war, zum Theil auch höher. Der Börſenſchluß war 
vollſtändig feſt, das Geſchäft aber vor dem formellen Ende gänzlich in Still⸗ 
ſtand gerathen. (B.⸗ u. 9.3.) 


Monats⸗Ueberſicht der preußiſchen Bank 
gemäß § 99 der Vente vom 5. Oktober 1846. 


t i va. 
1) Geprägtes Geld und Barren . . 74,487,000 Thlr. 
2 Kalten Änmeifinigen und Privatbanknoten .. 1,688,000 „ 
3) Wechſel⸗Beſtänddeeeeeeeeeeeeeeeeeeee ers 54,003,000 „ 
4). Lombard⸗Beſtä nde 7,125,000 „ 
5) Staatspapiere, e und Aktiva 19,674,000 „ 
aſſiva. 
9 Banknoten im Umlauf n 104,278,000 „ 
7) Depoſiten⸗Kapit alien 26,746,000 „ 


8) Guthaben der Stagtskaſſen, Inſtitute und Privat⸗ 
Perſonen, mit Einſchluß des Giro⸗Verkehrs . . 
Berlin, den 28. Februar 1863. r 

Königl. preußiſches Haupt⸗Bank⸗Direktorium. 
v. Lamprecht. Meyen. Schmidt. Dechend. 
Kühnemann. 


4,549,000 „ 


Woywod. 


berliner Börse vom 4. Mrz 1863. 


Fonds- und Geld- Gourse. 9 9 


1861| F. 

Freiw. Stnats-Anleihe s ½% 101 ½ ba. . 72.1314 11421, G. 

Staate. Anl. v. 1880, 22 463 89 tende. G... 7% l be. 
dito 1854, 55. 5704 101½ bz. dito Prior A. — — son 
dito 18564½%101½ ba. dito Prior B. . — 387 ½ B 
dito 4 991% ba. dito Prior C. — — 
dito 1859] 5% bz. dito Prior D.. — | 4 6% 8. 

Staats Schuld-Sch. ... 3 9946 bz. dito Prior E...| — [34 |94%, ba. 

Präm.-Anleihe v. 1855/3741294, bz. dito Prior F...| — 4½/100% G. 

Berlinor Stadt-Obl, ..142]102%, ba. Oppeln-Tarnow. 61%, @. 

Kur u. Neumärker ½91½ 6. Prinz-W. (St.-V.) 4 4 62% bz. 

2| dito dito 101% bz. Kheinische . 4100 % da. 
5 Fommersche 4 911, bz. dito (St.) Pr.. 5 |] 4 1105%, @. 

a dito neue 101 bz dito Prior 141- — — 

31 Posensche ..... I AI— — dito III. Em — 141,109 b 

11 77A G. Rhein-Nahebahn — 32% ba 

&| dito naue 6% 5 he. Ruhrorl-Crofeld. a4 37% 95 ½% br. 

Schlesische. . in 6. Starg.-Posener .. 31106 % B. 

2 (Kur- u. Neumärker 99% ba. Thüringer 5% 126 bz.u.d. 
3 Pommersche A 190%, ba. Wilhelms Bam. — | 4 63 5 ba. 

5 Posensche . 41% bz. dito Prior ....| 4 0 %. 

5 Praussischs ...... 41991, dz. dito III. Em. 4 4 G. 

. Westf. u. Rhein.. 4 89½ B dito Prior St. — 15 54 ½ R. 

5 1 A — 5 dito dito 2 9701 bz. 

chlesischo ++ 2. 

Louisdor . II bz. „ „Action. 

soldkronen . .. — 9. 6% ba. Preuss. — uni 
Ausländische Fonds, 5 1261 


Berl. K. Verein. 
Bord. Hand.-Ges, 
Borl. W.-Ored.-@.| — 


Vestorr, Metall 
dito Bär Pr-Anl....| 4 
dito neue 100 fl.-L. 


118 8. 
102, ba u. G. 


i : 85 G. 
dito Nat.-Anleihe TI bzu,@ Braunschw. Bank] 4 4 
dito Bankn. n. Wr.. 87 ½ bz u 5 — 3 100) “ be. 
Russ.-engl. Anleihe .. 94%, bz oburg. Credit 4 Dur 
dito 5. Anleihe 90 % l. Darmat. Zettol-B. = 102%, 6. 
110 50 obi 1 Darmst. Credb. A. 93% & % ba. 
Dong. Creditb. A. — 74 u. G. 


Een Diao.-Cm.-Anthi. | 6 
dito JJ. En... Genf. Oreditb. A.| 2 
5 


polu. Pfandbriefo.... — 
vn. 89% ba u 
Poln. Obl. & 500 EI. 91% B. 


5 

5 

5 a 
dito poln. Sch.-Obl. 7 62% br. 

4 

4 

5 


hr. 
54 4 554, be. B. 
I G 


=» RO. ananhnaaana>anana" 


4 H 5 Geraer Bank ...| 5%, 
: var 2 Hamb.Nord.Bank 105%, 
ne Br. „ Vor- Bank 6% 4 103 8 
oln. Banknoten — — Hannov. 1 40 1001, B. 
Kurhess. 40 Thlr. 87 B. Leipziger 5 3 83%, Kigkt. bau. G. 
Baden 38 Fl. 4 31½ B. Luxembre. „ [10 102 * 1 
- Course, Magd. Priv. „ | 4 F 
1 — e Mein. Grodith”A.. C 4 %% br. 
1801 Fr Minerva Bewk.A.| — | 6 |36 ber 
ER : A|? Ge 
e 25 br. e e Er . 
Tanet-Rtterd ag 36 228 be; brenn, B.-Anthl.| 4% 4 1214 bz. 
Amst.- Rotterdam 4 b». Scht * g. * * 
rg.-Märkische | 6½ 4 |1 ba. ae er, 2% g. 
Berſiu. Anhalter | 8%! 4144 Wenn a 2% 1 im 5 
Berlin-Hamburg.] 64122 B eimar. Bank. . 4 a N 
ap: | Berl. Potade Med. li 4 1193 bu e 
Berlin-Stettiner . 10 4130 B Wechsel- Course. 
Broslau-Freibrg, 7 419383 ba. Amsterdam . . . 10 T. 144 be. 
Cöln-Miudener ., 23 ½%177 bz. dito . 12 M. 143% ba. 
Franz. St.-Eisonb.] 607 N30% 4 % bz lamburg . 18 T. 18½% ha 
Ludw.-Bexbach „| # | 4 144 4 dito .. 12 3.1151 br 
Magd.-Halberst, . [22:4] 4 |281 ba. London .. [3 MG. 21%, be 
Magd.-Wittenbrg.] 174] 4 65 4 65%, bz Paris 2 1.804 br 
Mainz.-Ludw. A. 7 | 41254, ba. Wien 5 T. b 
Mecklenburgor...| 2%] 4 169% b u. 6 dito 2 M.|66 be. 
Müuster-Hammor 44—.— 2 M. d. 24 
Neisse-Brioger .. 3% 4 186% B. „ T. 9% 8 
Niederschlos. . . 44 ſ hh ba. to .. 12 M.. . ba 
N.-Schl. Zweigb. 1% # |7112 bz. Frankfurt a.M...... |2 M./ö6. „ 6. 
Nardb. (Fr.-W.) | 3 | 4 165% 4 ½% 4 ½ bz. Petersburg JW. 100% bz. SM. 5% be. 
dito Prior 4% — — Brschauseeerseneee 8 T. 80 % ba. 
berschles. A. . | 773411623, be. Bremda : 8 T.j109% bz. 


Abl, Frübiahr 227 koi Hal un 0 Uhu. Juni⸗Jult 23% Tbl. 
5 r Thlr, Mai⸗Juni 2 r. bez., Juni⸗Juli 2 * 
— Erbjen, Kochwaare 46—52 Thlr., br, % 
% Thlr. bez., ärz 15 
15% Thlr., April⸗Mai 14%, — 15% Thlr. bez. 
Thlr. Gl, Mai⸗Junſ14½ — % Thlr. bez. und Br., 0 
Gld., Se t. Okibr. 13% — 7 Thlr. bez. — Leinöl loco 15% 
Thlr. Br. — Spiritus ſoco obne Faß 14½ Thlr. bez., März und 
und März⸗April 14% Thlr. bez. und Gld., 14% Thlr. Br., April⸗Mai 
14% — ½— “ Thlr. bez., Br. und Gld., Mai⸗Juni 14% Thlr. bez., 
Br. und Gld., Juni⸗Juli 14% Thlr. bez., Br. und Gld., Juſi⸗Aug. 15%s 
Weizen vernachläſſigt. Roggen loco iſt zu unveränderten Preiſen ſchwach 
gehandelt worden. Termine verkehrten in matter Haltung und gaben aber 
nur wenig im Werthe nach. Hafer faſt ohne Handel. Rüböl loco und 
nahe Termine behaupteten ihren geſtrigen Standpunkt und wurden eher 
beſſer bezahlt, entferntere Sichten luſtlos und etwas billiger erlaſſen, die aber 
schließlich ſich auch wieder erholten und feſt ſchließen. ‚ir Spiritus machte 
ſich heute etwas mehr Kaufluſt und eine geringe Preisbeſſerung bemerkbar. 
Set. 10,000 Quart. e 


= Breslau, 5. März. Wind: Süd⸗Oſt. Wetter: ſchön. Thermome⸗ 
ter Früh 2° Wärme. Wir haben vom heutſgen Markte wenig Verändertes 
zu berichten, die Preiſe zeigten ſich bei ſchwacher Kaufluſt kaum behauptet. 

Weizen petnachläl gl z pr. 85pfv. weißer 70 — 80 Sgr., gelber 65— 
73 Sgr., feinfter üder⸗Notiz bezahlt. — Roggen ruhig; pr. Sipfd. 50— 
53 Sgr. — Gerſte ftill; pr. J0pfd. weiße 40—42 Sgr., gelbe 37—39 Sgr. 
— Hafer 7 1 pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25—27 Egr. — Erbſen, 
Wicken und Bohnen ohne Frage. — Oel ſaaten wenig beachtet. — 
Schlaglein ruhiger. — Raps kuchen vernachläſſigt; 48 — 52 Sgr. pr. 
Ctr. — Lupinen 36—40 Sgr. 


Kartoffeln pr, Sack à 150 N Sgr. 


or 17 Börſe. 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 15 Thlr. Br., März 14% Thlr., züblobe 
14% Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 13% Thlr. 
März 13% Thlr., Frühjahr 13% Thlr. 


en * 


Verantwortlicher Redalteur: Or. Stein, 5 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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